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Editorial 
Die Welt in der Dauerkrise. Die Atempausen werden immer kürzer: Davon 

gibt gerade der voll eskalierte Krieg im Nahen Osten Zeugnis. Dazu kommt 

die Sorge, die um ein entschlossenes Vorgehen gegen die Klimakrise besteht: 

Sie wurde zuletzt durch die Rekordzahl an fossilen Lobbyisten bei der 28. 

Weltklimakonferenz in Dubai genährt. Auch in Europa wittert die fossile Indus-

trie im Lichte verschärfter geoökonomischer Spannungen neue Möglichkei-

ten. Wird der „grüne“ gar zum „grauen“ Deal? Für diese Auseinandersetzung 

werden nicht nur die Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni nächsten 

Jahres entscheidend. Die Augen richten sich darüber hinaus auf den ungewis-

sen Ausgang der kommenden US-Präsidentschaftswahlen. Bereits jetzt hat 

der alte neue Herausforderer Trump einen entschlossenen fossilen Backlash 

gegenüber Präsident Bidens grüner Wirtschaftspolitik angekündigt. 

Zu diesem drohenden Backlash setzt das bemerkenswerte Comeback der 

US-Gewerkschaftsbewegung einen wichtigen Kontrastpunkt. Diesem ist der 

Auftakt dieser infobrief-Ausgabe gewidmet. Daran schließt ein Themenspekt-

rum, das sich am Puls des aktuellen Krisengeschehens und gesellschaftlicher 

Umbrüche bewegt: Von der jüngsten Eskalation des Nahost-Konflikts über 

das EU-Lieferkettengesetz und neue Einfallstore für Unternehmens-Lobbying 

bis zu akuten Konflikten um kritische Rohstoffe der grünen Energiewende in 

Kolumbien. Den Abschluss bildet eine Leseempfehlung, die sich auch hervor-

ragend als Geschenk für die Feiertage eignet. Sie gilt Quinn Slobodians frisch 

übersetztem Bestseller „Kapitalismus ohne Demokratie“. 

Wir wünschen eine anregende Lektüre! 
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State of the Unions 
Das Comeback der US-Gewerkschaften
Der amerikanische Individualismus hat ausgedient. In Zeiten eklatanter Ungleichheit setzen immer 
mehr US-Bürger:innen auf ein Kollektiv. Die aus ihrem Dämmerungsschlaf erwachte Gewerkschafts-
bewegung bildet hierfür den zentralen Bezugspunkt.

„Ihr habt die Automobil-Industrie gerettet. 

Ihr habt viel aufgegeben, als es den Unter-

nehmen schlecht ging. Jetzt geht es ihnen 

unglaublich gut. Wisst ihr was? Euch sollte 

es auch unglaublich gut gehen!” Diese un-

gewöhnlich direkte und klare Ansage von 

US-Präsident Joe Biden fand letzten Sep-

tember viel Resonanz in der nationalen wie 

internationalen Berichterstattung. Nicht nur 

der Ton, auch das Setting seiner Anspra-

che war bemerkenswert. In Detroit im Bun-

desstaat Michigan besuchte Biden einen 

Streikposten der United Auto Workers.1 Ein 

historischer Besuch, den kein amtierender 

Präsident vor ihm gewagt hat. Die offene 

Unterstützung für den Kampf von Lohnab-

hängigen in der Automobilindustrie unter-

streicht Bidens pro-Gewerkschaftsimage. 

Ein Image, das er spätestens seit den letz-

ten Wahlen bemüht und von dem er sich 

auch 2024 einen großen Vorteil gegen sei-

nen republikanischen Herausforderer, sei es 

wieder Donald Trump oder Ron DeSantis, 

verspricht. Wenig überraschend werfen ihm 

seine Gegner:innen reine Symbolpolitik vor. 

In der politischen Kommunikation setzt Joe 

Biden viel auf Gesten und Symbolik. Dies 

lässt sich nicht abstreiten und ist per se 

auch nicht verwerflich. So wurde das Amt 

der Arbeitsministerin März 2023 der Juris-

tin Julie Sue übertragen, einer Tochter chi-

nesischer Einwander:innen und langwierige 

Kämpferin gegen Lohnraub. Sue vertrat in 

den 90er Jahren dutzende thailändische 

Arbeiter:innen. Diese waren illegal ins Land 

gebracht worden, um für einen Hungerlohn 

in einem kalifornische Sweatshop zu arbei-

ten. Eine Persönlichkeit wie Julie Sue zur 

Arbeitsministerin zu machen ist natürlich 

ein mahnendes Signal an Unternehmen, die 

schon viel zu lange ausbeuterische Prakti-

ken kultiviert haben.

Die Frage nach dem Sein und Schein von 

Bidens Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 

ist berechtig. Um sie genauer zu erörtern, ist 

jedoch ein Blick auf jüngste gesellschafts-

politische Entwicklungen nötig.

Streiks im Trend

Die Krisen der vergangenen Jahre, von der 

Pandemie bis zur Inflation, trugen wesent-

lich zur Entstehung und Mobilisierung einer 

neuen Arbeiter:innenbewegung bei. Die ek-

latanten ökonomischen Missstände – der 

seit Jahrzehnten nicht angehobene Min-

deststundenlohn (auf Bundesebene beträgt 

er immer noch 7,25 USD), die hohe Haus-

haltsverschuldung wegen teurer Gesund-

heitsversorgung, Bildung u.v.m. – haben 

aber vorher schon eine gesellschaftliche 

Zuspitzung vorangetrieben.

Über 450.000 Arbeitnehmer:innen nahmen 

2023 aktiv an einem Streik teil.2 In unter-

schiedlichsten Branchen und Industrien 

wurde für bessere Gehälter, neue Tarif-

verträge und sichere Arbeitsbedingungen 

gekämpft. Ob Krankenpfleger:innen, Dreh-

buchautor:innen oder die Kolleg:innen, die 

in den Werken der großen Automobilherstel-
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ler General Motors, Ford und Stellantis tätig 

sind. Diese Entwicklung zeigt sehr deutlich: 

Wo Arbeitskämpfe erfolgreich geführt wer-

den, inspirieren sie viele weitere. Dabei be-

trägt der Anteil von Arbeitnehmer:innen, die 

Gewerkschaftsmitglied sind, gerade einmal 

zehn Prozent (Stand:2022).3 Wenig verwun-

derlich, dass sich die großen Auseinander-

setzungen der letzten Jahre bei Konzernen 

wie Amazon oder Starbucks stark um das 

Recht auf gewerkschaftliche Organisierung 

drehten. Um wirksam zu sein, ist der Aufbau 

einer gewissen Organisationsmacht not-

wendig. Aus dem kollektiven Zusammen-

schluss ergibt sich die Möglichkeit, Kräfte 

zu bündeln, Infrastruktur aufzubauen und 

materielle wie personelle Ressourcen, die 

für den Arbeitskampf nötig sind, zur Verfü-

gung zu stellen. Dies hatten auch Strippe-

rinnen im kalifornischen Star Garden Club 

im Sinne, als sie im Mai 2023 nach langen 

Auseinandersetzungen endlich erstmals 

eine Gewerkschaft gründen konnten.4 Un-

terstützt wurden sie dabei von der Actor 
Equity Association, deren Präsidentin, 

Kate Shindle, das so kommentierte: „Jeder 

arbeitende Mensch, der eine Gewerkschaft 

will, verdient eine Gewerkschaft. Die Star 

Garden-Tänzerinnen waren während dieses 

langen Prozesses absolute Kämpferinnen 

und ich bin begeistert, dass wir die Aner-

kennung ihrer Rechte auf Sicherheit und 

Demokratie am Arbeitsplatz erhalten haben 

sowie einen Platz am Verhandlungstisch.“5

Über dreihundert Streiks zählte das Jahr 

2023. Größere mediale Aufmerksamkeit 

bekam der Streik der Drehbuchautor:innen 

in Hollywood, der die Traumfabrik 

praktisch lahmlegte und nach 150 Tagen 

eine Einigung mit den großen Filmstudios 

erzielte. Die Writers Guild of America (kurz 

WGA) vertritt rund 11.000 Autor:innen in der 

Film- und Fernsehindustrie.6 Mit ihrem Pro-

test waren sie nicht alleine. Auch die Schau-

spieler:innen-Gewerkschaft SAG-AFTRA 

streikte zeitgleich im Sommer für bessere 

Löhne, Sicherheitsstandard am Arbeitsplatz 

und vieles mehr in einer Industrie, die durch 

Streamingdienste und Künstliche Intelligenz 

zusehends in Bedrängnis gerät.

Doch damit nicht genug, denn während in 

Hollywood langsam Ruhe einkehrte, kün-

digte im Herbst das Gesundheitspersonal 

beim Unternehmen Kaiser Permante Pro-

testmaßnahmen an. 75.000 Pfleger:innen, 

Therapeut:innen, Techniker:innen und viele 

mehr traten drei Tage lang in den Streik. 

Der Erfolg blieb nicht aus. Nach einmonati-

gen Verhandlungen wurde beschlossen, die 

Löhne um 21 Prozent zu erhöhen, allerdings 

in einem Zeitraum von vier Jahren.7 Weiters 

soll in die Fortbildung der Beschäftigten in-

vestiert werden.

Die Macht einer Gewerkschaft

Lange Zeit schien die US-Gewerkschafts-

bewegung in eine Lethargie verfallen zu 

sein, gebändigt von Ronald Reagen, der 

als Präsident ab 1981 dem Land eine harte 

neoliberale Doktrin auferlegte. Arbeiterlieder 

wie „There is power in a union“, geschrie-

ben vom Liedermacher und Wanderarbei-

ter Joe Hill8, erinnern an andere Zeiten und 

Traditionen. Die Gewerkschaften schöpften 

jedoch ab den 1980er Jahren dieses Macht-

potenzial immer weniger aus. Stattdessen 

war ihr Agieren von Konfliktscheue geprägt. 

Verhandelt wurde in Hinterzimmern, und 

Streiks waren als Druckmittel kaum mehr 

denkbar. Wenig verwunderlich kam es all-

mählich zu einem Mitgliederschwund. Nun 

schlägt das Pendel jedoch wieder in die 

andere Richtung. Selbst die pragmatischen 

Teamsters setzten 2023 in ihrem Disput mit 

UPS auf Streik. Wobei es in diesem Falle nur 

bei der Drohung blieb: UPS lenkte ein und 
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erfüllte die Mehrheit der Forderungen wie 

z.B. höhere Gehälter für Teilzeitkräfte, ehe 

es überhaupt zu den Kampfmaßnahmen 

kam.9 Die Teamsters (auch: International 

Brotherhood of Teamsters) sind die größte 

Einzelgewerkschaft in den USA und vertre-

ten 1,4 Millionen Kolleg:innen. Davon sind 

etwa 340.000 als Transportarbeiter:innen 

bei UPS beschäftigt.

Im angloamerikanischen Kontext wird in 

der Regel zwischen dem gemäßigten bu-
siness unionism und dem klassenkämp-

ferischen social unionism unterschieden. 

Ersterer stellte lange Zeit den dominanten 

Gewerkschaftstypus. Letzterer ist immer 

noch nicht stark verbreitet, erlebt aber ei-

nen Aufschwung, wie ganz allgemein pro-

gressive Stimmen in der politischen Land-

schaft. Im Großen und Ganzen dürfte aber 

aktuell eher ein liberal unionism, der sich 

als Mittelweg präsentiert, an Bedeutung 

gewinnen.10 Grund dafür ist der Rückhalt 

seitens der Biden-Administration. Diese 

sieht in der Gewerkschaftsbewegung eine 

Partnerin, um die Mittelschicht wirtschaft-

lich wieder zu stabilisieren. Aktionismus 

ist dabei sehr willkommen, Radikalität we-

niger. Die Demokratische Partei steht be-

kanntlich mehr für Ausgleich und moderate 

Veränderung als für eine Umwälzung der 

bestehenden Verhältnisse. Mit dem soge-

nannten PRO-Act präsentierte sie einen 

Gesetzesentwurf, der die gewerkschaftli-

che Organisierung schützen und erleich-

tern soll und sich insgesamt stark für en-

gagierte Arbeitnehmer:innenvertretungen 

einsetzt.11 Das Gesetz scheiterte bisher am 

Widerstand der Republikanischen Partei. 

Die Demokrat:innen haben den Kampf je-

doch noch nicht aufgegeben. Es ist nicht 

unwahrscheinlich, dass Biden im Wahl-

kampf 2024 mit dem Gesetzesvorschlag 

kampagnisieren wird.

Auf institutioneller Ebene ist die „pro“-Hal-

tung der Demokratischen Partei zu gewerk-

schaftlichen Engagements schwer zu wi-

derlegen. In realen Auseinandersetzungen 

sieht die Sache wie so oft ambivalenter aus. 

So intervenierten die Biden-Administration 

und der Kongress Ende letzten Jahres in 

einen Disput von Güterbahnarbeiter:innen 

mit ihren Arbeitgeber:innen. Als gedroht 

wurde, die vier großen Güterbahnen des 

Landes stillzulegen, wurde von der Politik 

eine Einigung erzwungen. Die Demokrat:in-

nen rechtfertigten ihr Vorgehen damit, dass 

sie einen großen Schaden für die US-Wirt-

schaft verhindern mussten. Ein wesentlicher 

Streitpunkt zwischen Gewerkschaft und 

Bahnunternehmen war die Anzahl bezahlter 

Krankenstände. In der Einigung wurde dies 

zum Missfallen der Arbeitnehmer:innen aus-

geklammert. Viele betrachteten die Einigung 

als Niederlage, trotz zugesprochener Ge-

haltserhöhungen von 14 Prozent.12

Wachsende Popularität  
und Glaubwürdigkeit

Auch die öffentliche Meinung bestärkt ei-

nen konfrontativeren Kurs in Auseinander-

setzungen zwischen Unternehmen und 

Lohnabhängigen. Laut einer Umfrage des 

Gallup-Instituts vom August 2023 unter-

stützten 72 Prozent der Befragten den 

Streik der Drehbuchautor:innen und immer 

noch 67 Prozent jenen von Schauspie-

ler:innen der TV- und Filmbranche.13 Dabei 

waren die Studiobosse bemüht, letzteren 

als elitären Hollywood-Protest reicher Pro-

mis zu diffamieren. Mit der Realität hat dies 

freilich wenig zu tun. Laut US-Büro für Ar-

beitsstatistik beträgt der durchschnittliche 

Stundenlohn von Schauspieler:innen 27,73 

USD.14 Zu bedenken ist, dass die Aufträge 

nicht regelmäßig kommen und es sich hier 

nicht um einen klassischen 9-to-5 Job han-

delt. SAG-AFTRA hat geschätzte 160.000 
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Mitglieder, doch nur sieben Prozent verdie-

nen über 80.000 USD im Jahr.15 Sehr viele 

Schauspieler:innen können sich nicht ein-

mal eine Gesundheitsversicherung leisten.

So unterschiedlich die Branchen auch sein 

mögen, die allgemeine Unterstützung für 

die Anliegen von Arbeitnehmer:innen ist in 

den USA sehr hoch. Ebenso die Zustim-

mung für Gewerkschaften. Das Bewusst-

sein dafür, dass eine gewerkschaftliche 

Interessensvertretung immens wichtig ist, 

nimmt zu. Gemäß der zuvor schon zitierten 

Gallup-Umfrage schätzen 61 Prozent der 

Befragten die Rolle von Gewerkschaften 

als positiv ein – nicht nur für Lohnabhän-

gige. Geht es ihnen gut, geht es der ge-

samten Wirtschaft gut, lautet die Prämisse. 

Während ein Jahr nach der großen Rezes-

sion von 2008 nur ein Viertel der Befragten 

US-Bürger:innen die Meinung vertrat, dass 

Gewerkschaften mehr Einfluss haben soll-

ten, sind es heute 43 Prozent.16 Eine Image-

politur, die sich durchaus sehen lassen kann. 

Im Grunde genommen zeigt sich darin, dass 

die Arbeiter:innenbewegung wieder als ge-

sellschaftlich relevanter Faktor betrachtet 

wird. Sie hat die öffentliche Meinung, teil-

weise auch die „veröffentlichte“ Meinung in 

Form der Medienberichterstattung auf ihrer 

Seite. Eine neue Generation von Arbeits-

journalist:innen mischt die Branche aktuell 

auf. Aus einer Medienlogik heraus wurde 

das Thema „Arbeit“ nicht gerade als beson-

ders emotionalisierend empfunden. Damit 

sei es ungeeignet, für mehr Reichweite und 

Klicks zu sorgen. Das hat sich mittlerweile 

geändert, denn das Interesse von Leser:in-

nen an diesen neuen Auseinandersetzun-

gen ist groß. Es ist mittlerweile nicht mehr 

ungewöhnlich, dass Medienhäuser auch 

Reporter:innen mit Schwerpunkt auf Arbeit 

und Gewerkschaftspolitik beschäftigen.17 

Diese Tendenz ist mitunter einer jüngeren 

Generation von Journalist:innen zu verdan-

ken. Weil sie sich (in der Medienbranche 

durchaus verbreitet) in prekären Arbeits-

verhältnissen befinden, sind sie für soziale 

Problematiken stärker sensibilisiert. Die 

größte Unterstützung für Gewerkschaften 

soll heute von der sogenannten Gen Z (geb. 

ab 1997) ausgehen.18 Diese neue Diskurs-

macht von Arbeitnehmer:innenorganisatio-

nen gründet einerseits auf einen neuen en-

gagierteren Journalismus und andererseits 

auf sozio-ökonomischen Gegebenheiten 

und gesellschaftlichen Stimmungslagen in 

den USA.

Bidenomics: Von unten nach oben

Die Ausgangsposition könnte keine bessere 

sein. Die Arbeitslosigkeit ist relativ niedrig. 

Von 4,6 Prozent im Oktober 2021 hat sie sich 

derzeit auf 3,9 Prozent eingependelt.19 Zu 

bedenken ist hierbei, dass nach Ausbruch 

der Covid 19-Pandemie im Jahre 2020 die 

Arbeitslosenzahlen auf 13,3 Prozent ange-

stiegen waren. Die große Krise ist jedoch 

vorerst überwunden. Jetzt ist es vor allem 

ein Arbeitskräftemangel, der Menschen 

die Möglichkeit bietet, für gute Löhne und 

Tarife zu verhandeln. Und dies wird bis zu 

einem gewissen Grad auch von der US-Re-

gierung unterstützt. Laut einem jüngeren 

Bericht des US-Finanzministeriums erzeu-

gen Gewerkschaften einen positiven Spil-

lover-Effekt für die Gesamtwirtschaft und 

auch für nicht-organisierte Arbeitnehmer:in-

nen – unter anderem weil sie eine Art Fi-

rewall gegen Stagnation von Gehältern oder 

gar Lohndumping bilden.20 Darüber hinaus 

verdienen gewerkschaftlich Organisierte 

im Durchschnitt zehn bis fünfzehn Prozent 

mehr als unorganisierte Kolleg:innen und 

haben einen einfacheren Zugang zur medi-

zinischen Grundversorgung sowie höhere 

Pensionen. Der Bericht kommt zum Schluss, 

dass engagierte Gewerkschaften zu höhe-
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rer Produktivität und Wirtschaftswachstum 

beitragen. Auftraggeber war übrigens die 

2021 vom Weißen Haus ins Leben gerufene 

Pro Union-Taskforce. Ihr Ziel ist es, Arbei-

ter:innen und Angestellte zur Organisierung 

zu motivieren. Ein besonderer Fokus liegt 

dabei auf benachteiligte Gruppen wie Afro- 

und Hispanoamerikaner:innen, die häufig im 

Niedriglohnsektor beschäftigt sind.

Das Schlagwort „Bidenomics“ wurde ur-

sprünglich von Republikaner:innen in die 

Debatte eingebracht und war eher ironisch 

gemeint. Die Demokratische Partei hat es 

jedoch übernommen und für Bidens Wirt-

schaftspolitik positiv umgedeutet, die als 

ein großer Wurf präsentiert wird. Eine en-

gere Zusammenarbeit mit Gewerkschaften 

ist nur ein Pfeiler davon, ebenso liegt das 

Augenmerk auf einer Reichensteuer und 

massiven Investitionen in die Infrastruktur. 

In vielen Punkten steht dieser Ansatz in dia-

metralem Widerspruch zu den sogenannten 

„Reaganomics”.21  Letztere bezeichnen eine 

Doktrin, die eine radikale Deregulierung der 

Wirtschaft anstrebt. Zu ihren wesentlichen 

Kernelementen gehören Steuerkürzungen 

für Reiche sowie Beendigungen von Ge-

werkschaftsverträgen. Beispielsweise ließ 

Präsident Reagan unter anderem mit dem 

Tax Reform Act of 1986 den Spitzensteu-

ersatz für Bestverdienende von 50 auf 28 

Prozent senken.22 Größere Gewinne und 

Steuerbegünstigungen für Reiche sollten 

gemäß eines Trickle-Down-Effektes nach 

unten zur Mittelschicht und ärmeren Grup-

pen durchsickern. Eine These, die mitt-

lerweile ruhig angezweifelt werden darf.23 

Auch Joe Bidens Wirtschaftsagenda setzt 

nicht mehr bei den Reichen an, sondern 
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EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.
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bei der Stärkung der Mittel- und unteren 

Schichten. Im Großen und Ganzen stellen 

die Bidenomics eine Abkehr von den seit 

der Präsidentschaft Ronald Reagans einge-

führten neoliberalen Praktiken dar. In einem 

Punkt wird jedoch die Kontinuität gewahrt. 

Bis zum Ende der Präsidentschaft Reagans 

wurde das Militärbudget auf 300 Milliarden 

USD verdoppelt. Die Biden-Administration 

hat ihrerseits für das Fiskaljahr 2023 einen 

Verteidigungshaushalt in der Höhe von 858 

Milliarden USD durchgesetzt.24 Es ist nicht 

ausgeschlossen, dass das Budget 2024 

noch höher ausfallen wird. Diese immen-

sen Ausgaben werden von links bis rechts 

scharf kritisiert. Auch innerhalb der Bevöl-

kerung gibt es großen Unmut über Unsum-

men an Militärhilfen für Verbündete wie die 

Ukraine, Israel oder Ägypten. Sollte Donald 

Trump wieder zur Wahl antreten, ist es sehr 

wahrscheinlich, dass er seine alte „Ame-

rika zuerst!“-Parole wiederbelebt, um Pro-

testwähler:innen zu mobilisieren – obgleich 

Trumps Militärbudget in Vergangenheit nicht 

wesentlich geringer ausfiel.

Große Vorhaben,  
die nicht ganz überzeugen

Seit Joe Bidens Amtsantritt wurden aus der 

Privatwirtschaft Investitionszusagen in der 

Gesamthöhe von rund 500 Milliarden USD 

für den Produktionssektor (z.B. Herstellung 

von Halbleitern und E-Fahrzeugen) und 

Erneuerbare Energie angeregt.25 Dies ist 

auf drei beschlossene Bundesgesetze, die 

jeweils riesige Hilfspakete inkludieren, zu-

rückzuführen: dem Infrastructure Inves-
tment and Jobs Act, dem Inflation Re-
duction Act und dem CHIPS and Science 
Act. Mit öffentlichen Investitionen sowie 

dem Ausbau öffentlicher Dienstleistungen 

will man die USA modernisieren und fit ma-

chen für die künftige Herausforderungen, 

etwa jene des Klimawandels. In der Um-

setzung seiner Wirtschaftsprojekte musste 

Biden viele Abstriche machen. Nicht nur 

die Republikanische Partei leistet erbitterte 

Opposition, auch in den eigenen Reihen 

durchkreuzen politisch konservativere Kol-

leg:innen immer wieder die Pläne des Prä-

sidenten.

Insgesamt sind die Bidenomics durchaus 

erfolgreich. Das BIP ist heuer im dritten 

Quartal um 4,9 Prozent gewachsen. Eine 

Entwicklung, die dem Amtsinhaber bei den 

kommenden Präsidentschaftswahlen den 

Sieg sichern soll. Doch sicher ist momen-

tan gar nichts. Auf dem Papier lesen sich 

die Zahlen zwar gut. Sie bleiben aber abs-

trakt. Zu verbesserten Lebensrealitäten vie-

ler Bürger:innen  haben sie noch nicht ge-

führt. Und deren Unmut schlägt sich aktuell 

in den Umfragewerten nieder. Insbesondere 

in wichtigen Swing States, also Staaten, in 

denen es keine klare Tendenz für einen de-

mokratischen oder einen republikanischen 

Kandidaten gibt, nimmt die Popularität Do-

nald Trumps wieder zu. Eine Befragung der 

New York Times ergab, dass 59 Prozent der 

Wahlberechtigten in sechs wichtigen Swing 

States mehr Vertrauen in die Wirtschafts-

kompetenz Trumps haben.26 Solange die Er-

folge der Bidenomics nicht bei der Bevölke-

rung angekommen sind, wird es schwierig 

für die Demokrat:innen. Die Inflation ist zwar 

gesunken, doch Lebensmittelerhaltungs-

kosten sind immer noch viel höher als noch 

vor zwei Jahren. So robust sich die Gesamt-

wirtschaft auch präsentiert, sie kann nicht 

über die bittere Realität hinwegtäuschen: 

64 Prozent aller US-Haushalte leben von 

einem Gehaltsscheck zum nächsten. Diese 

Problematik wird selbstverständlich seitens 

der Republikaner:innen instrumentalisiert. 

Ex-Vizepräsident Mike Pence kritisierte dies 

unlängst: „Bidenomics hat versagt. Die Ge-

hälter kommen der Inflation nicht nach.“

State of the Unions: Das Comeback der US-Gewerkschaften

 Auf dem Papier 
lesen sich die 

Zahlen zwar 
gut, sie bleiben 

aber abstrakt. 
Denn in einer 
verbesserten 

Lebensrealität 
haben sie sich 

für viele Bür-
ger:innen noch 
nicht niederge-

schlagen.



Seite 8 | infobrief eu & international 4/2023

Und dennoch: für US-Verhältnisse ist Joe 

Bidens Wirtschaftspolitik ambitioniert und 

schlägt in vielen Punkten neue Wege ein. 

Die Aufwertung von Gewerkschaften als 

Verbündete ist durchaus bemerkenswert. 

Dadurch erhalten neue Arbeitskämpfe Rü-

ckenwind und Legitimation. Die demokrati-

sche Regierung mag vorerst zu wenig gelie-

fert haben. Sie ermöglichte aber eine leichte 

Veränderung der Rahmenbedingungen, die 

es nun Arbeitnehmer:innen eine Spur ein-

facher machen, sich selbst für eine Verbes-

serung ihrer Situation einzusetzen. Strebt 

Biden 2024 seine Wiederwahl an, muss er 

den eingeschlagenen Weg konsequenter 

weitergehen. 

Tyma Kraitt ist Autorin und Erwachsenenbildnerin mit 
Schwerpunkt auf Außenpolitik. Sie studierte Philosophie 

an der Universität Wien und ist aktuell Mitarbeiterin der 
Nationalratsabgeordneten Muna Duzdar (SPÖ).

tkraitt@yahoo.de
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Eskalation der Gewalt im Nahen Osten 
Der Konflikt kann nur politisch gelöst werden
Die Verbrechen der Hamas-Terroristen in Israel sind bestialisch, grauenhaft und mit nichts zu  
rechtfertigen. Sie zeigen aber auch: der Status quo ist nicht haltbar. Es braucht endlich eine um-
fassende Friedenslösung, die von den gemäßigten Kräften in Israel und Palästina unterstützt wird. 
Die Konturen dieser Friedenslösung sind bekannt. Ihre Umsetzung darf nicht länger hinausgezögert 
werden. Ein Kommentar. 

Der Nahostkonflikt ist militärisch nicht zu 

lösen. Der israelische Ex-Geheimdienst-

chef Ami Ajalon1 stellte kürzlich klar: „Die 

Hamas ist nicht nur eine militärische Kraft, 

sondern auch eine Ideologie. Um eine Ideo-

logie zu besiegen, muss man mit stärkeren 

Ideen kontern. Wenn wir den Palästinensern 

nicht eine bessere Zukunft bieten, einen po-

litischen Horizont, der ein Ende der israeli-

schen militärischen Besatzung ihrer Gebiete 

mit einem palästinensischen Staat beinhal-

tet, werden wir die Hamas niemals besiegen. 

In fünf oder zehn Jahren wird sie wieder auf-

gerüstet haben“.

Diesen politischen Horizont gibt es, er 

muss nicht neu erfunden werden. Die Kon-

turen einer Friedenslösung sind seit Jahr-

zehnten bekannt: Anerkennung Israels in 

den Grenzen von 1967, Schaffung eines 

unabhängigen palästinensischen Staates 

(Westbank, Gazastreifen) mit Ostjerusalem 

als Hauptstadt, eine gerechte Lösung der 

Flüchtlingsfrage.

In seinen Schlussfolgerungen vom 26./27. 

Oktober 2023 bekannte sich der Europäi-

sche Rat2 erneut zur Zweistaatenlösung und 

sprach sich für die baldige Ausrichtung ei-

ner internationalen Friedenskonferenz aus. 

Allerdings: Es gibt wohl keinen Konflikt, für 

dessen Lösung sich in den letzten Jahrzehn-

ten mehr Politiker:innen erfolglos eingesetzt 

haben als für den Nahost-Konflikt. Der 1993 

so hoffnungsvoll begonnene Osloer-Frie-

densprozess3 ist nach 30 Jahren endgültig 

zum Erliegen gekommen. Es braucht ei-

nen Neustart der Verhandlungen auf Basis 

von zwei Friedensinitiativen, die aus meiner 

Sicht die verbleibenden Hoffnungsträger für 

die Region sind: Die „Arabische Friedensin-

itiative“4 vom März 2002 und das 2003 von 

Vertreter:innen der israelischen und paläs-

tinensischen Zivilgesellschaft (unter ihnen 

auch ehemalige Minister:innen) vorgelegte 

„Genfer Abkommen“5. 

Die von der Arabischen Liga beschlossene 

Friedensinitiative wurde 2007 erneut bestä-

tigt. Die Initiative sieht die volle Anerken-

nung Israels durch alle arabischen Länder 

sowie die völlige Normalisierung der Bezie-

hungen vor – im Austausch für den Rück-

zug Israels auf die Grenzen von 1967, die 

Errichtung eines palästinensischen Staates 

in der Westbank und im Gazastreifen mit 

Ost-Jerusalem als seiner Hauptstadt sowie 

einer gerechten Lösung des Flüchtlingspro-

blems. Das Genfer Abkommen regelt viele 

Bereiche im Detail und bietet Lösungen 

auch für höchst umstrittene Bereiche: So 

wird Israel zugestanden, 2.5% des Westjor-

danlandes zu annektieren, um die größten 

israelischen Siedlungen im Großraum Jeru-

salem anzubinden. Zum Ausgleich dazu soll 

Israel ein gleich großes Territorium zur Ver-

breiterung des Gaza-Streifens abtreten. Der 

Von 
Norbert Templ
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Staat Palästina soll entmilitarisiert, seine 

Hauptstadt Ostjerusalem sein. Eine interna-

tionale Schutztruppe soll den freien Zugang 

der Gläubigen zu den religiösen Stätten 

gewährleisten. Israel verpflichtet sich, alle 

Siedler aus dem Gaza-Streifen (bereits ge-

schehen aufgrund von Sharons Entflech-

tungsplan) und Westjordanland nach Israel 

zurückzuführen. Israelische Behörden wer-

den darüber entscheiden, ob palästinensi-

sche Flüchtlinge im Rahmen der Familienzu-

sammenführung nach Israel zurückkehren 

können. 

Das Genfer Abkommen wurde von der isra-

elischen Politik6 offiziell nie anerkannt, aber 

Anfang Oktober 2008 hat der damaligen 

Ministerpräsident Eduard Olmert7 kurz vor 

seinem Rücktritt mit Aussagen aufhorchen 

lassen, die dem Genfer-Abkommen entnom-

men sein könnten: „Wir müssen mit den Pa-

lästinensern ein Abkommen schließen, das 

einen Rückzug aus fast allen, wenn nicht 

aus allen [besetzten] Gebieten vorsieht. Ein 

gewisser Prozentsatz dieser Gebiete würde 

in unseren Händen bleiben, aber wir müssen 

den Palästinensern den gleichen Prozentsatz 

[an anderen Orten] geben – ohne dies wird 

es keinen Frieden geben“. Auch auf palästi-

nensischer Seite wurde das Abkommen nicht 

ausdrücklich unterstützt und reiht sich damit 

in eine der vielen verpassten Möglichkeiten 

für eine umfassende Friedenslösung ein. 

Was bleibt ist die Hoffnung, dass jetzt ein 

neues Momentum für eine Friedenslösung 

auf Basis dieser beiden Initiativen entsteht, 

wobei vieles von der Position der USA ab-

hängt. Der Status Quo ist nicht haltbar – al-

lein schon aus demographischen Gründen 

und mit Blick auf die Klimakrise nicht. Die 

Gesamtbevölkerung8 von Israel wird bis 

2050 von heute über 9 Mio. Menschen auf 

13 Millionen anwachsen, die Gesamtbevöl-

kerung9 von Palästina (Westjordanland, inkl. 

Ost-Jerusalem und Gazastreifen) von der-

zeit über 5 Mio. auf fast 9 Mio. Menschen. 

Das heißt: Auf einem Gesamtgebiet von ca. 

27.000 km2 (etwas mehr als Kärnten und 

Niederösterreich zusammen) werden 2050 

voraussichtlich 22 Mio. Menschen leben. 

Sie werden in einer Region leben, die jetzt 

schon massiv von der Klimakrise10 betroffen 

ist und in einigen Jahrzehnten zum Teil un-

bewohnbar sein könnte.

Die zentrale Rolle der USA 

2011 haben hochrangige US-Spitzenbe-

amte (unter ihnen Zbigniew Brzezinski und 

Paul Volcker) in einem Brief11 an den dama-

ligen US-Präsidenten Barack Obama den 

Rahmen für eine Lösung abgesteckt, die 

sich an den oben angeführten Friedensini-

tiativen orientiert. Im Brief wird festgehalten, 

dass es die „israelische Besatzung“ ist, „die 

unaufhaltsame Ausweitung der Siedlungen, 

die Enteignung des palästinensischen Vol-

kes im Westjordanland und in Ostjerusalem 

und die humanitäre Katastrophe, die durch 

die Blockade des Gazastreifens verursacht 

wird“, die Israel zur „Zielscheibe interna-

tionaler Wut und Verurteilung“ macht. Das 

war 2011 und Israel hat in den Jahren seit-

her keine Schritte gesetzt, diese Wut einzu-

dämmen. Im Gegenteil – es folgten weitere 

Gaza-Kriege und eine massive Ausweitung 

der Siedlertätigkeit im Westjordanland. Ich 

behaupte nicht, dass die Schuld nur bei der 

israelischen Politik liegt. Auf beiden Seiten 

haben extremistische Kräfte die Oberhand 

gewonnen, in Israel sitzen sie heute in der 

Regierung. 

Bis auf den letzten Punkt, der sich für eine 

Aussöhnung von Fatah und Hamas aus-

spricht, bleibt der im Brief angeführte Ver-

handlungsrahmen aktuell und sollte zur Leit-

linie der US-Politik werden:  

Eskalation der Gewalt im Nahen Osten: Der Konflikt kann nur politisch gelöst werden
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1. �Die USA werden sich jedem Versuch wi-

dersetzen, die Legitimität des Staates 

Israel innerhalb international anerkannter 

Grenzen in Frage zu stellen oder zu un-

tergraben.

2. �Die USA werden sich für die Errichtung ei-

nes souveränen und lebensfähigen paläs-

tinensischen Staates auf der Grundlage 

der Grenzen von 1967 einsetzen, vorbe-

haltlich eines vereinbarten, geringfügigen 

und gleichen Landtauschs, um die an die 

ehemalige Grüne Linie angrenzenden Ge-

biete zu berücksichtigen, die stark von Is-

raelis besiedelt sind. Einseitige Änderun-

gen der Grenzen von 1967 werden von 

den USA nicht anerkannt oder legitimiert.

3. �Die USA werden eine Lösung des Flücht-

lingsproblems unterstützen, die mit dem 

Prinzip „zwei Staaten für zwei Völker“ ver-

einbar ist und das Gefühl der Ungerech-

tigkeit der palästinensischen Flüchtlinge 

anspricht, indem sie ihnen sinnvolle Mög-

lichkeiten zur Neuansiedlung und finan-

ziellen Entschädigung bietet. Vorschläge, 

die das Prinzip von zwei Staaten für zwei 

Völker untergraben – wie etwa Vorschläge 

für eine unbegrenzte Einreise palästinen-

sischer Flüchtlinge in den Staat Israel – 

werden von den USA abgelehnt werden.

4. �Die USA sind der Meinung, dass beide 

Staaten starke Sicherheitsgarantien ge-

nießen müssen. In diesem Zusammen-

hang werden die USA die Errichtung eines 

nicht-militarisierten palästinensischen 

Staates zusammen mit Sicherheitsme-

chanismen unterstützen, die legitime is-

raelische Anliegen berücksichtigen und 

gleichzeitig die palästinensische Souve-

ränität respektieren. Die USA werden die 

Präsenz einer von den USA geführten 

multinationalen Truppe unterstützen, um 

die Sicherheitsvorkehrungen und Gren-

zübergänge zu überwachen.

5. �Die USA sind der Meinung, dass Jerusa-

lem die Heimat der Hauptstädte beider 

Staaten sein sollte, wobei die jüdischen 

Viertel unter israelischer Souveränität 

und die arabischen Viertel unter palästi-

nensischer Souveränität stehen sollten. 

Zwischen den Parteien sollten Vereinba-

rungen über die Altstadt getroffen wer-

den, die vorsehen, dass jede Seite ihre 

heiligen Stätten kontrolliert und jeder Ge-

meinde ungehinderten Zugang zu ihnen 

gewährt.

6. �Die USA werden die Aussöhnung von Fa-

tah und Hamas unter Bedingungen för-

dern, die mit diesen Prinzipien und den 

Resolutionen 242 und 338 des UN-Si-

cherheitsrats vereinbar sind.

Die USA müssen Israel „motivieren“ (mit 

welchen Mittel auch immer), seine Politik 

radikal zu ändern und auf Basis des Genfer 

Abkommens und der arabischen Friedensi-

nitiative eine umfassende Lösung des Nah-

ostkonflikts aktiv angehen. 

Ein palästinensischer Staat mit 
eingeschränkter Souveränität

Ein eigener palästinensischer Staat ist un-

umgänglich, kann aber nicht über völlige 

Souveränität verfügen. Auch das Genfer 

Abkommen schreibt einen entmilitarisierten 

Staat vor, vielleicht vergleichbar mit Costa 

Rica, dessen Verfassung seit 1949 ein ste-

hendes Militär in Friedenszeiten verbietet. 

Daran sollte sich ein Staat Palästina orien-

tieren. 

Israel ist ein Land ohne strategische 

Tiefe12. Die schmalste Stelle zwischen Mit-

telmeer und der Grenze zum Westjordan-

Eskalation der Gewalt im Nahen Osten: Der Konflikt kann nur politisch gelöst werden
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land ist nur 15 Kilometern breit. Die größte 

West-Ost-Ausdehnung beträgt lediglich 135 

Kilometer. Wer nie vor Ort war, kann die 

besondere Topographie des Raums nicht 

verstehen. Als ich 1986 erstmals Jerusalem 

besuchte und vom Skopusberg über das 

Land blickt, wurde mir erst bewusst, wie 

kleinräumig alles ist. Eine Rücksichtnahme 

auf israelische Sicherheitsbedürfnisse muss 

Teil eines jeden Abkommens sein. 

Mit wem soll Israel verhandeln?

Oft wird argumentiert, dass Israel gar kei-

nen Verhandlungspartner auf palästinensi-

scher Seite habe. Die Hamas kommt nicht 

in Frage, der amtierende Präsident Mah-

mud Abbas13 regiert seit Jahren ohne poli-

tische Legitimation und hat in der Bevölke-

rung wenig Unterstützung. In einem israe-

lischen Gefängnis sitzt seit über 20 Jahren 

ein Politiker und Führer der Fatah, dem das 

Potenzial eines „palästinensischen Nelson 

Mandelas“14 zugesprochen wird und in der 

palästinensischen Bevölkerung nach wie 

vor hohe Wertschätzung genießt: Marwan 

Barghouti15. Desillusioniert vom geschei-

terten Oslo-Prozess zählte er zu den An-

führern der 2000 ausgebrochenen zweiten 

Intifada und wurde von einem israelischen 

Zivilgericht 2004 wegen fünffachen Mordes 

zu lebenslanger Haft verurteilt. Ich weiß 

nicht, ob der Vergleich mit Nelson Mandela 

berechtigt ist, aber vielleicht hat Barghouti 

das Potenzial, in die Fußstapfen von Me-

nachem Begin16 zu treten, der als Anführer 

der zionistischen Irgun-Gruppe für den An-

schlag auf das King-David-Hotel in Jerusa-

lem 1946 – dem Sitz der britischen Kolo-

nialverwaltung in Palästina – verantwortlich 

war, die 91 Menschen tötete. Trotz seiner 

terroristischen Vergangenheit wurde Me-

nachem Begin als israelischer Ministerprä-

sident zu einem Wegbereiter des Friedens 

und unterzeichnete im März 1979 in Was-

hington mit dem ägyptischen Präsidenten 

Anwar as-Sadat einen Friedensvertrag, 

der noch heute anhält. Barghouti will Frie-

den und Zusammenarbeit mit Israel, seine 

Botschaft17 an Israel aus der Jahr 2002 ist 

auch heute noch aktuell: „Beenden Sie die 

Besatzung, erlauben Sie den Palästinen-

sern, in Freiheit zu leben, und lassen Sie 

die unabhängigen und gleichberechtigten 

Nachbarn Israels und Palästinas über eine 

friedliche Zukunft mit engen wirtschaft-

lichen und kulturellen Beziehungen ver-

handeln“. Laut einer aktuellen Umfrage18 

würde Barghouti bei Wahlen sowohl im 

Westjordanland als auch im Gazastreifen 

mit großem Vorsprung gewinnen. Israel 

sollte ihm die Chance19 geben, sich als 

Mann des Friedens zu erweisen. 

Eskalation der Gewalt im Nahen Osten: Der Konflikt kann nur politisch gelöst werden
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„Jerusalem-Charta“ – Eine neue 
Vision für den ganzen Nahen Osten 

Das Momentum für eine Friedenslösung 

kann noch verstärkt werden, indem diese in 

eine Vision für den gesamten Nahen Osten 

eingebettet wird, die da lautet: Israel und 

Palästina werden gemeinsam mit allen dazu 

bereiten Staaten des Nahen Ostens eine 

„Jerusalem-Charta“ ausarbeiten. Ein Kon-

vent aus Beauftragten der Regierungschefs, 

Abgeordneten der nationalen Parlamente 

und Vertreter:innen von Organisationen 

der Zivilgesellschaft wird zusammentreffen 

und innerhalb einer bestimmten Frist einen 

Entwurf vorlegen. Die „Jerusalem-Charta“ 

sollte folgendes umfassen, und dement-

sprechend wäre das Mandat für den Kon-

vent zu definieren: 

nn die Schaffung eines Raums des Friedens 

und der Sicherheit nach dem Vorbild der 

Organisation für Sicherheit und Zusam-

menarbeit in Europa (OSZE); 

nn die Entwicklung eines gemeinsamen 

Wirtschaftsraums nach dem Modell des 

Europäischen Wirtschaftsraums (EWR), 

in dem die vier klassischen Freiheiten des 

EU-Binnenmarktes (freier Güter,- Dienst-

leistungs-, Kapital- und Personenverkehr) 

so weit wie möglich verwirklicht werden;

nn die Ausarbeitung eines länderübergrei-

fenden Grünen Deals für eine klimaneu-

trale Zukunft.

Ich habe bewusst den Namen „Jerusalem“ 

für die Charta gewählt, weil es gerade diese 

Stadt – seit Jahrtausenden trauriges Opfer 

des religiösen Fundamentalismus auf die-

sem Planeten – verdienen würde, nach all 

den Zerstörungen und Kriegen zu einem 

Synonym für eine neue Friedensordnung im 

Nahen Osten zu werden. 

Wahrscheinlich werden viele diese Vision 

als unrealistisch oder blanken Unsinn be-

zeichnen. Galt diese Einschätzung nicht 

auch lange Zeit für den europäischen Inte-

grationsprozess? Es brauchte die Katastro-

phe des Zweiten Weltkrieges, um über allen 

Gräben hinweg die Hand zur Zusammenar-

beit auszustrecken. Möge der 7. Oktober in 

diesem Sinne einen Wendepunkt markieren. 

Das wäre die größte Niederlage für alle Ter-

roristen, Extremisten und Antisemiten. 

Norbert Templ, AK Wien 
norbert.templ@akwien.at 
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Das EU-Lieferkettengesetz 
Win-Win-Situation für Europa  
und den Globalen Süden
Das EU-Lieferkettengesetz stärkt Menschenrechte und Umweltschutz entlang globaler Wertschöp-
fungsketten und nimmt Unternehmen in die Pflicht. Dies wird positive Wirkungen auf die Wirtschaft 
haben: Das gilt sowohl für Europa als auch für den Globalen Süden.

Liberale Märkte führen nicht automatisch 

zu besseren Arbeits- und Lebensbedingun-

gen oder zu einer Stärkung der Menschen-

rechte. Vor dem Hintergrund anhaltender 

Menschenrechtsverletzungen im Rahmen 

der internationalen Wirtschaftsbeziehungen 

und traditionell schwacher Gewerkschaften 

in vielen Teilen des Globalen Südens wer-

den immer wieder Rufe nach internationalen 

Sozial- und Umweltstandards laut. 

Private Labels und freiwillige Verhaltensko-

dizes sind keine wirksame Antwort auf an-

haltende Menschenrechtsverletzungen. Sie 

unterliegen einem hohen Wettbewerbsdruck, 

ermöglichen kein kollektives Handeln der 

Betroffenen und bieten keine ausreichenden 

Informationen. Der Internationale Gewerk-

schaftsbund (IGB) veröffentlicht jährlich den 

Globalen Rechtsindex, der die Verletzungen 

grundlegender Arbeitnehmer:innenrechte 

weltweit dokumentiert. Die Ausgabe 2023 

verzeichnet zum wiederholten Mal in Folge 

einen Anstieg an Rechtsverletzungen. Um 

eine Veränderung zu bewirken, braucht es 

daher verbindliche Regeln wie das EU-Lie-

ferkettengesetz. Solche Regelungen schaf-

fen, ähnliche wie universelle Tarifverhand-

lungen, „integrative“ Effekte für schwächere 

und weniger gut organisierte Arbeitneh-

mer:innen. 

Ein neuer Ansatz in der 
internationalen Wirtschaftspolitik 

Die Zeit der liberalen Globalisierung kommt 

zu einem Ende. Die bislang häufig neutrale 

Haltung gegenüber Unternehmensstrate-

gien und Investitionsströmen wird zum Teil 

durch spezifischere wirtschaftspolitische 

Strategien ersetzt. Um einseitige, inter-

essensgeleitete Politiken und protektio-

nistische Tendenzen zu vermeiden, kann 

ein menschenrechtsbasierter Ansatz in 

der internationalen Wirtschaftspolitik als 

Grundlage herangezogen werden. Strenge 

Von
Johannes Jäger 

Globaler Rechtsindex 2023: 
Verletzung von Arbeitnehmer:innenrechten
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Vorschriften und wirksame Kontrollmecha-

nismen sind dabei unerlässlich, um Men-

schenrechtsverletzungen zu vermeiden und 

eine integrative wirtschaftliche soziale Ent-

wicklung zu fördern. Idealerweise sollten die 

bestehenden Probleme auf internationaler 

Ebene in Form von verbindlichen Standards 

gesichert werden. Das EU-Lieferkettenge-

setz bildet einen wichtigen Schritt in diese 

Richtung.

Schaffung gleicher 
Wettbewerbsbedingungen

Das EU-Lieferkettengesetz verpflichtet 

künftig große europäische Unternehmen 

und Unternehmen aus Drittländern, die in 

den EU-Binnenmarkt exportieren, zur Ein-

haltung von Menschenrechts- und Umwelt-

standards. Auf diese Weise werden gleiche 

Wettbewerbsbedingungen geschaffen. In 

den weitaus meisten Fällen wird dies dazu 

führen, dass die Unternehmen die Stan-

dards einhalten, ihre Geschäftstätigkeit 

fortsetzen und Menschenrechtsverletzun-

gen vermeiden. In manchen Fällen werden 

Unternehmen ihre Lieferketten anpassen 

und in Einzelfällen möglicherweise ihre 

Geschäftstätigkeit beenden. In den letzt-

genannten Fällen ist jedoch davon auszu-

gehen, dass die Unternehmen durch effi-

zientere ersetzt werden. Es handelt sich 

dabei um einen normalen Prozess und um 

ein Merkmal funktionierender Märkte. Die 

Arbeitskosten im Globalen Süden – und 

damit allfällige höhere Kosten für die Ein-

haltung von Standards – machen überdies 

nur einen minimalen Teil der Gesamtkosten 

in der Wertschöpfungskette aus. Aufgrund 

des EU-Lieferkettengesetzes können sich 

damit zwar höhere Kosten ergeben, es ist 

aber nicht zu erwarten, dass globale Wert-

schöpfungsketten sich insgesamt signifi-

kant verändern werden. Außerdem besteht 

ein erheblicher Teil der Ausfuhren aus dem 

Globalen Süden aus natürlichen Ressour-

cen, die nicht ohne weiteres ersetzt werden 

können. Vielmehr kann davon ausgegan-

gen werden, dass das EU-Lieferkettenge-

setz einen Anreiz zu vorwärts-gerichteter 

Spezialisierung in Richtung innovativer und 

zukunftsträchtiger Produktionsstrategien 

bietet. Anstatt weiterhin auf Menschen-

rechtsverletzungen zu bauen, ist ein Anreiz 

zur Modernisierung der Unternehmensstra-

tegien zu erwarten, was langfristig Wettbe-

werbsvorteile schaffen kann. 

Die von Wirtschaftsverbänden vorgebrach-

ten Bedenken, wonach Unternehmen sich 

aus Ländern des Globalen Südens zurück-

ziehen könnten, müssen daher relativiert 

und in einen breiteren Kontext gestellt wer-

den. Es reicht auch nicht aus, ausschließ-

lich die Kosten für Unternehmen oder mög-

liche negative Auswirkungen zu betrachten, 

wenn es darum geht, die Auswirkungen 

des EU-Lieferkettengesetzes auf die Wirt-

schaft zu analysieren. Vielmehr müssen 

die potenziellen positiven wirtschaftlichen 

Auswirkungen und die zu erwartenden dy-

namischen Entwicklungen ebenso berück-

sichtigt werden. 

Integration von Wirtschaft 
und Menschenrechten 

Im Rahmen der gängigen neoklassischen 

ökonomischen Analyse müssen Menschen-

rechtsverletzungen und die damit verbun-

denen negativen Auswirkungen als externe 

Effekte berücksichtigt werden. Die Missach-

tung von Menschenrechten und Umweltzer-

störung durch Unternehmen hat erhebliche 

negative externe Effekte, vor allem im Glo-

balen Süden. Die Achtung von Menschen-

rechten durch Unternehmen aufgrund des 

EU-Lieferkettengesetzes trägt wesentlich 

dazu bei, negative externe Effekte und an-

dere Formen von Marktversagen zu redu-

Liberale Märkte 
führen nicht 
automatisch 
zu besseren 
Arbeits- und 

Lebensbedin-
gungen oder zu 
einer Stärkung 
der Menschen-

rechte.
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zieren. Dadurch erhöht sich der wirtschaftli-

che Wohlstand. Eine integrative Analyse der 

Auswirkungen des EU-Lieferkettengesetzes 

auf die Wirtschaft muss daher erstens die 

positiven direkten Auswirkungen berück-

sichtigen und zweitens auch indirekte bzw. 

dynamische Auswirkungen einbeziehen. 

Die sich aufgrund des Lieferkettengesetzes 

verändernden institutionellen Dynamiken 

können analytisch vor dem Hintergrund 

der „Global Value Chains“-Perspektive und 

des „Power Resources“-Theorie eingeord-

net werden. Auf Basis dieser Perspektiven 

ist davon auszugehen, dass das EU-Liefer-

kettengesetz zu sich verändernden Macht-

verhältnissen führt. Die Einhaltung der Men-

schenrechte – wie etwa der Vereinigungs-

freiheit – stellen einen zentralen Wirkungs-

mechanismus dar. Arbeitnehmer:innen und 

Gewerkschaften im Globalen Süden werden 

damit systematisch gestärkt.

Insgesamt ist zu erwarten, dass Unterneh-

men das EU-Lieferkettengesetz in der Regel 

einhalten werden. Der Rückzug einzelner 

Unternehmen wird eine seltene Ausnahme 

bleiben und eine signifikante Veränderung 

der Wertschöpfungsketten ist nicht zu er-

warten. Das EU-Lieferkettengesetz ist ein 

grundlegender Beitrag zur Stärkung der 

Menschenrechte und des Umweltschutzes. 

Nicht nur die Verringerung negativer exter-

ner Effekte und die Behebung von Markt-

versagen versprechen wichtige Wohlfahrts-

gewinne. Darüber hinaus wird die systema-

tische Stärkung von Arbeitnehmer:innen, 

Gewerkschaften und Umweltorganisationen 

dazu beitragen, dass sich die Arbeits- und 

Lebensbedingungen für viele Menschen im 

Globalen Süden künftig verbessern. 

Ausblick 

Das EU-Lieferkettengesetz wird derzeit im 

Trilog zwischen Kommission, Rat und dem 

Europäischen Parlament verhandelt. Die 

Verabschiedung der Richtlinie vor den Wah-

len zum Europäischen Parlament im Juni 

2024 ist das Ziel. In ökonomischer Hinsicht 

ist es von entscheidender Bedeutung, dass 

ein wirksames EU-Lieferkettengesetz, das 

keine Lücken offenlässt und auch den Fi-

nanzsektor erfasst, umgesetzt wird. Damit 

kann sichergestellt werden, dass die in die-

sem Beitrag beschriebenen positiven wirt-

schaftlichen Auswirkungen eintreten.

Johannes Jäger, Fachbereichsleiter für 
Volkswirtschaftslehre an der FH des BFI Wien. 

johannes.jaeger@fh-vie.ac.at
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Alte Verhaltensmuster bei den neuen 
Prioritäten der EU-Kommissionspräsidentin 
Zunehmende Ausrichtung der EU-Kommission 
auf Unternehmensinteressen
Zu Beginn ihrer Amtszeit machte EU-Kommissionspräsidentin Von der Leyen den Eindruck, dass nach 
Jahren einer auf wirtschaftspolitische Wünsche ausgerichteten EU-Gesetzgebung nun gesellschafts-
politische Themen eine stärkere Rolle spielen sollen. Tatsächlich wurden einige Gesetzesvorschläge 
im Umwelt-, Verbraucher:innenschutz- und Beschäftigtenbereich prioritär behandelt. Mit Ende der 
EU-Legislaturperiode zeigt sich aber, dass die EU-Kommission nun wieder auf ihre alte Verhaltenswei-
se zurückfällt und vor allem Unternehmensinteressen Vorrang einräumt.

Gesellschaftspolitik zu 
Beginn im Vordergrund

Unter dem Eindruck der rasch voranschrei-

tenden ökologischen Krise und der Umset-

zung des Klimaschutzübereinkommens von 

Paris1 stand zu Beginn der EU-Legislatur-

periode unter Führung von Ursula Von der 

Leyen ein zentrales gesellschaftspolitisch 

wichtiges Thema im Mittelpunkt: Die Be-

kämpfung der Klimakrise. Zahlreiche ge-

setzliche Maßnahmen wurden im Rahmen 

des sogenannten Grünen Deals auf den 

Weg gebracht, um die dringend nötige Re-

duktion der CO2-Emissionen und anderer 

Treibhausgase zu erreichen. 

Auch den längst überfälligen Rechtsrahmen 

für den digitalen Sektor hat die Europäische 

Kommission vorgelegt.2 Darin sind verbind-

liche Regeln insbesondere für große Digi-

talkonzerne enthalten, die einen besseren 

Schutz für Verbraucher:innen, sowie für klei-

nere Anbieter im Wirtschaftssektor bieten. 

Im Zentrum stehen dabei die Gesetze über 

digitale Dienstleistungen und dem digitalen 

Binnenmarkt.

Beschäftigungspolitisch ist beispielsweise 

die Richtlinie über die Arbeitsbedingungen 

von Plattformarbeiter:innen hervorzuheben, 

die ein Ende der Narrenfreiheit von Plattfor-

munternehmen im Internet bringen und den 

Beschäftigten der Branche grundlegende 

Rechte einräumen soll. Beim Arbeitneh-

mer:innenschutz sticht wiederum ein Richt-

linienvorschlag zum besseren Schutz von 

Beschäftigten gegen Asbest hervor.3 

Unternehmensinteressen  
wieder im Zentrum

Als Teil ihrer Prioritäten formulierte Von der 

Leyen aber schon als nominierte Kommis-

sionschefin Ende 2019, dass es eines ihrer 

Ziele ist, „gesetzliche Belastungen“ für Un-

ternehmen und Menschen zu reduzieren. 

So sollte mit dem One In, One Out-Prinzip 

(OIOO) für jedes neue EU-Gesetz ein beste-

hendes gestrichen werden.4 Flankiert wurde 

dieser Plan mit einer Fit for Future Plattform, 

die bestehende Gesetze vereinfachen soll. 

In einer von der Arbeiterkammer Wien in 

Auftrag gegebenen Studie wurde hingegen 

aber deutlich, dass ein rein an der Anzahl 

von Gesetzen formuliertes Ziel kontrapro-

duktiv wäre und dass ein derartiges Prinzip 

den Nutzen von Rechtsnormen für die Ge-

sellschaft außer Acht lässt.5 

Zunächst traten diese Arbeiten der Euro-

päischen Kommission für eine Reduktion 

Von  
Frank Ey
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von „gesetzlichen Belastungen“ vergleichs-

weise in den Hintergrund. Dies ist auf eine 

Vielzahl an globalen Krisensituationen wie 

der COVID-Pandemie oder der Aggression 

Russlands gegen die Ukraine sowie andere 

vorrangige Ziele, wie den Grünen Deal oder 

auch Vorhaben im digitalen Sektor, zurück-

zuführen. In den letzten Monaten hat sich 

das jedoch merkbar geändert.

Wenn gesellschaftspolitische Anliegen 
zu Verwaltungslasten erklärt werden

Alljährlich veröffentlicht die Europäische 

Kommission den sogenannten Annual Bur-

den Survey, der vor allem im Zeichen der 

„Besseren Rechtsetzungsagenda“ auf EU-

Ebene steht und mögliche unnötige Ver-

waltungskosten aufgrund von EU-Gesetzen 

hervorhebt. Unter anderem setzt die Kom-

mission auf das seit Jahren bestehende 

Programm REFIT, welches über Folgenab-

schätzungen und Fitness-Checks für eine 

effizientere Gesetzgebung sorgen soll. 

Dem weiter oben beschriebenen One In, One 

Out-Prinzip kommt im Survey 2022 eine be-

sondere Bedeutung zu: Erstmals wurde der 

Grundsatz 2022 auf alle neuen EU-Rechts-

vorschläge voll umfänglich angewandt. Nach 

der von Arbeitnehmer:innenorganisationen 

und der Zivilgesellschaft laut gewordenen 

Kritik bemüht sich die Europäische Kommis-

sion mittlerweile ein Wording zu verwenden, 

das auch die Gesellschaftspolitik mitein-

schließt. So geht es nicht mehr nur um Belas-

tungen für Kleine und Mittlere Unternehmen, 

die berücksichtigt werden sollen, sondern 

auch um jene der Zivilgesellschaft. Zudem 

wird nun auch erwähnt, dass der Nutzen von 

Gesetzen mitberücksichtigt wird. 

In einer neuen Version der „Better Regulation 

Toolbox“ vom Juli 2023 ist zu lesen, dass ein 

„sozialer Abzinsungssatz“ bei der Gegen-

rechnung von Kosten und Nutzen zur An-

wendung kommen soll. Damit soll eine bes-

sere Berücksichtigung des Nutzens möglich 

sein, insbesondere weil Kosten und Nutzen 

oft zu verschiedenen Zeitpunkten eintreten. 

Der Abzinsungssatz wird beim OIOO-Prin-

zip mit drei Prozent festgelegt. Gleichzeitig 

unterstreicht die Kommission jedoch, dass 

das Kosten-Nutzen-Verhältnis je nach dem 

jeweils gewählten Abzinsungssatz ganz er-

heblich variieren kann. Politikoptionen, die 

einen hohen Nutzen versprechen, können 

im nächsten Moment bei Verwendung eines 

anderen Abzinsungssatzes plötzlich unat-

traktiv erscheinen.6 

Die Kommissionsanalyse zu den einzelnen 

Politikbereichen, die unter dem OIOO-Prin-

zip vorgenommen wurde, lässt zum Teil er-

hebliche Zweifel darüber aufkommen, ob 

Kosten und Nutzen richtig gewichtet wur-

den. Auffallend ist auch, dass alle Kosten 

direkt als Verwaltungskosten subsumiert 

werden, gleich ob es sich etwa um Umwel-

tinvestitionen oder beispielsweise Maßnah-

men zum Schutz von Arbeitnehmer:innen 

handelt.

Die höchsten „Verwaltungskosten“ fielen 

demnach im Politikbereich des Grünen De-

als an. Zwar wurde hier laut den Ergebnissen 

der Kommission ein Nutzen von geschätz-

ten 387 Mio. € jährlich ermittelt, dem jedoch 

Kosten von 2,35 Mrd. € gegenüberstehen. 

Daraus resultiert also eine dem Grünen Deal 

zugewiesene „Nettoverwaltungslast“ von 

1,96 Mrd. €. Ein positives Resumée zieht die 

Kommission im Bereich der Digitalisierung: 

Hier konnten im Politikbereich „Ein Europa 

fit für das Digitale Zeitalter“ netto 4,19 Mrd. 

€ an Lasten abgebaut werden. Im Bereich 

„Eine Wirtschaft, die für die Menschen arbei-

tet“ konnten laut EK ebenfalls 4,78 Mrd. € 

eingespart werden, was insbesondere ei-
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ner Gesetzesinitiative zur „Mehrwertsteuer 

im digitalen Zeitalter“ geschuldet sei und 

Einsparungen in Höhe von 4,7 Mrd. € brin-

gen soll. Unter diese Kategorie fällt jedoch 

auch ein Vorhaben, das den Schutz der Ar-

beitnehmer:innen vor der gesundheitlichen 

Belastung durch Asbest erhöhen soll und 

mit Netto-Verwaltungskosten von 33 Mio. € 

jährlich beziffert wird. Inwiefern hingen der 

Nutzen dieser Regelung einkalkuliert wurde, 

ist nicht ersichtlich: Dieser umfasst nicht 

zuletzt etwa vermiedene Krankenstände, 

geringere Gesundheitsausgaben oder auch 

die Erhaltung der Arbeitsfähigkeit der Be-

schäftigten samt des damit verbundenen 

Steuer- und Pensionsbeitragsaufkommens. 

Dass ein System, das sich vor allem an 

Verwaltungskosten orientiert, höchst prob-

lematisch ist, sollte der Europäischen Kom-

mission allerspätestens beim Punkt Kampf 

gegen sexuellen Missbrauch bei Kindern 

bewusst werden: Den hat die Behörde je-

doch bloß lapidar mit 82,5 Mio. € an Verwal-

tungskosten beziffert. 

In Summe kommt die Europäische Kom-

mission auf Einsparungen in Höhe von 

7,3  Mrd. €, die durch die Anwendung des 

neuen OIOO-Prinzips bei den 52 Gesetzesi-

nitiativen aus 2022 erreicht werden konnten. 

Grundsätzlich wäre das ein begrüßenswer-

tes Ergebnis. Die Euphorie endet jedoch 

sehr rasch, wenn ein näherer Blick darauf 

folgt, was überhaupt als Verwaltungskosten 

definiert wird und welche Methodik bei der 

Ermittlung des Nutzens zum Einsatz kommt. 

Kritik der Gewerkschaften an der 
Besseren Rechtsetzungs-Ideologie

Die Gewerkschaften wie auch die Arbei-

terkammer üben bereits seit vielen Jahren 

heftige Kritik an der Agenda zur Besseren 

Rechtsetzung. In Stellungnahmen, Stu-

Arbeitneh-
mer:innenver-

tretungen üben 
seit Jahren 

heftige Kritik 
an der Agenda 

der Besseren 
Rechtsetzung.
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Politikbereich Anzahl der  
Vorschläge

Kosten Ersparnisse Differenz
in Mio. €

Europäischer Grüner Deal 15 2.352,3 -387,4 1.964,9

Digitales Zeitalter 13 1.899,8 -6.090,1 -4.190,2

Wirtschaft für die Menschen 9 85,9 -4.862,3 -4.776,4

Stärkeres Europa in der Welt 0 0 0 0

Förderung der  
europäischen Lebensweise

9 130,9 -377,3 -246,4

Förderung der  
europäischen Demokratie

6 0,6 -63,9 -63,3

Gesamt 52 4.469,4 -11.780,9 -7.311,5

„Verwaltungskosten“-Einsparungen durch das OIOO-Prinzip in 2022

Quelle: Europäische Kommission, Annual Burden Survey 2022
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dien und persönlichen Gesprächen haben 

die Arbeitnehmer:innenvertretungen ange-

mahnt, dass viele gesetzliche Regelungen 

auf EU-Ebene einen hohen Nutzen für Be-

schäftigte, die Gesellschaft sowie auch für 

die Unternehmen haben und nicht aufgrund 

einseitiger Wünsche einiger Wirtschaftsver-

treter:innen abgeschwächt oder gestrichen 

werden dürfen. In vielen Fällen wurden 

Rechtsvorschläge mit großem Nutzen für 

Arbeitnehmer:innen und die Gesellschaft 

trotz vorheriger Ankündigung gar nicht erst 

vorgelegt. Das betrifft beispielsweise die 

Gesetzesvorschläge zu Erkrankungen des 

Bewegungsapparats, zu Passivrauchen 

oder Karzinogenen. Eine von der Europäi-

schen Kommission eingesetzte Beratungs-

gruppe berichtete von großen Irritationen 

der Unternehmen wegen Informationspflich-

ten, die sie zu leisten haben. So mussten 

laut dieser Expert:innengruppe nur wegen 

der Finanzkrise ab 2009 Informationsblät-

ter zu Finanzanlageprodukten für Kleinan-

leger:innen zur Verfügung gestellt werden 

und konnten nicht einfach eingespart wer-

den. Dass derartige Informationen gerade 

für Durchschnittsverdiener:innen, die ihr 

Erspartes möglichst sicher anlegen wollen 

ganz wesentlich für die Einschätzung sind, 

wie hoch das Risiko mit dem Anlageprodukt 

ist, wurde nicht erwähnt.7

Die Arbeitnehmer:innenvertretungen konn-

ten die EU-Behörden schließlich erfolgreich 

überzeugen, dass geplante Regelungen 

zum Arbeitnehmer:innenschutz wie zu Er-

krankungen des Bewegungsapparats und 

zu Karzinogenen einen sehr hohen Mehr-

wert haben und die Gesetzesvorschläge 

wurden schließlich vorgelegt und erfolgreich 

verhandelt. 

Gemeinsam mit Nichtregierungsorganisati-

onen haben die Gewerkschaften immer wie-

der auf die zweifelhaften Ziele der Agenda 

der Besseren Rechtsetzung und des unter 

EU-Kommissionspräsidentin Ursula Van 

der Leyen ins Leben gerufenen OIOO-Prin-

zips hingewiesen. Das machten zuletzt der 

Europäische Gewerkschaftsbund und der 

WWF u.a. in einem gemeinsamen offenen 

Brief deutlich, in dem der Wert von qualitativ 

hochwertigen EU-Gesetzen hervorgehoben 

wurde.8

Trotz dieser Kritik fällt in den letzten Monaten 

immer deutlicher auf, dass die Europäische 

Kommission in ihrer Politik eine Kehrtwende 

vollzieht: Stand in den letzten Jahren die 

Gesellschaftspolitik stärker im Vordergrund, 

so zeigt sich nun, dass die Erfüllung von Un-

ternehmenswünschen wieder absolute Prio-

rität eingeräumt wird.

Das dürfte nicht zuletzt daran liegen, dass 

die EU-Wahlen vor der Tür stehen (6.–9. Juni 

2024). Es ist abzusehen, dass es zu einer 

deutlichen Verschiebung Richtung Wirt-

schaftsparteien kommen dürfte. Bei den 

meisten Wahlen in den EU-Mitgliedsländern 

haben konservative, teils sogar rechtspo-

pulistische Parteien gewonnen, und stellen 

nun den Regierungschef bzw die Regie-

rungschefin. Auch bei den Koalitionspart-

ner:innen innerhalb der neuen Regierungen 

ist ebenfalls festzustellen, dass es zu einer 

Verschiebung hin zu wirtschaftsnahen und 

rechtspopulistischen Parteien kommt, wäh-

rend Parteien, die eher gesellschaftspoli-

tische Ziele verfolgen, zuletzt vermehrt ins 

Hintertreffen gelangt sind.9 

Priorität KMU

In welche Richtung die Maßnahmen zur 

„Besseren Rechtsetzung“ in nächster Zeit 

gehen könnten, wird im Rahmen einer 

neuen Initiative zur Entlastung der KMU 

und im Kommissionsarbeitsprogramm 2024 

Knapp vor den 
EU-Wahlen än-
dert Kommissi-
onspräsidentin 
Von der Leyen 

ihre Politik und 
fokussiert sich 

nun auf die 
Erfüllung von 

Wirtschaftsinte-
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mehr als deutlich. Demnach unterstreicht 

die Kommission, dass sie sich für ein unter-

nehmensfreundliches Regelungsumfeld ein-

setzt. Mittels eines eigenen KMU-Tests soll 

bei jedem neuen Rechtsvorschlag analysiert 

werden, welche Auswirkungen das geplante 

neue Gesetz auf KMU hat und ob es verhält-

nismäßig ist. 

In der Mitteilung wird die Kommission dann 

mit jedem Absatz deutlicher. So stellt die 

Kommission folgendes fest: „Um den Inter-

essen von KMU bei der Ausarbeitung neuer 

Legislativvorschläge besser Rechnung zu 

tragen, wird die Kommission bestimmte Ar-

ten von KMU-freundlichen Bestimmungen 

systematisch berücksichtigen.“ Schade nur, 

dass dies für Interessen in anderen Politik-

feldern wie beispielsweise dem Gesund-

heits-, dem Beschäftigungs-, dem Verbrau-

cher:innenschutz- oder dem Umweltbereich 

nicht gilt.

Dem aber noch nicht genug: Die Arbei-

terkammer hat bereits mehrmals über 

das zweifelhafte Gremium des Regulatory 

Scrutiny Boards (RSB) berichtet10: Dieses 

hat die Möglichkeit, einen neuen Gesetzes-

vorschlag der Europäischen Kommission 

zu bewerten, noch bevor er den eigentli-

chen Gesetzgebern, dem Europäischen 

Parlament und dem Rat, vorgelegt wurde. 

Das RSB kann einen Vorschlag sogar an 

die Kommission zurückverweisen und so 

die Gesetzgebungsarbeit verzögern und 

Anpassungen in ihrem Sinne einfordern. 

Das RSB betont gerne, dass es seine Auf-

gaben unabhängig von äußeren Einflüs-

sen ausübt.11 Mit der neuen Mitteilung der 

Kommission zur Entlastung der KMU wird 

mit der Mär der Unabhängigkeit nun auf-

geräumt: Denn die Kommission wird einen 

eigenen KMU-Beauftragten ernennen, der 

„unbeschadet der Arbeitsweise und Un-

abhängigkeit des Ausschusses Probleme 

zur Sprache bringen und den Ausschuss 

auf erhebliche negative Auswirkungen auf 

KMU“ aufmerksam machen kann. Das 

RSB-Gremium wird außerdem künftig dazu 

verpflichtet, die Wettbewerbsfähigkeit in 

den Mittelpunkt ihrer Beurteilung bei neuen 

Gesetzesvorhaben zu stellen. 

Zusätzlich schlägt die Europäische Kom-

mission im Arbeitsprogramm für 2024 vor, 

zahlreiche Berichtspflichten zu streichen.12 

Der Europäische Gewerkschaftsbund warnt 

hingegen davor, Regelungen zu streichen, 

die Auswirkungen auf Gewerkschafts-
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rechte und den Arbeitnehmer:innenschutz 

haben könnten und nennt als Beispiel die 

Umsetzung der Richtlinie über die Nach-

haltigkeitsberichterstattung. Nach den Vor-

stellungen der Kommission soll aber genau 

dieser Rechtsakt vorerst um zwei Jahre 

nach hinten verschoben werden. Sorgen 

kommen in diesem Zusammenhang auch 

bei den Arbeiten zum Lieferkettengesetz 

auf, der zahlreichen KMU-Vertreter:innen 

ein Dorn im Auge ist. Gleichzeitig wird die 

Kommission aber nicht müde zu betonen, 

dass Sozial-, Verbraucherschutz-, Sicher-

heits-, Umwelt- oder wirtschaftliche Stan-

dards nicht abgesenkt werden sollen. 

Gleichzeitig versucht die Kommission den 

Kreis von Unternehmen auszuweiten, die 

als KMUs gelten und daher nicht von den 

umfassenderen Pflichten, die für Konzerne 

zur Anwendung kommen, erfasst sind. Der-

zeit sind ohnehin bereit 99,8 Prozent der 

Unternehmen nach der gültigen EU-Defini-

tion Klein- und Mittelunternehmen. Sollte es 

tatsächlich zu einer Neudefinition kommen, 

könnten so gut wie keine Großunterneh-

men mehr übrigbleiben, für die EU-Gesetze 

vollumfänglich gelten. Damit wären wohl 

auch Sozial-, Verbraucher:innenschutz- und 

andere Standards negativ betroffen.

Resümee

Sollte es zu der zu erwartenden Verschie-

bung der Kräfteverhältnisse im EU-Parla-

ment nach den Wahlen 2024 kommen, ist zu 

befürchten, dass sich der nun zu beobacht-

ende neue Kurs von EU-Kommissionspräsi-

dentin Ursula Von der Leyen noch verschärft 

– zum Nachteil von Arbeitnehmer:innen und 

der Gesellschaft.

Frank Ey, AK Wien
frank.ey@akwien.at 
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Von
Jakob Rammer

„Sie wollen 
hier eine Mine 

bauen, die 
Natur zerstören 
und das Wasser 
nehmen, und in 
20 Jahren sind 
sie wieder weg. 
Aber wie sollen 

wir überleben, 
ohne Wasser?“
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E c u a d o r

P e r u
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Umkämpfte Energiewende 
Widerstand gegen „grünen“ 
Extraktivismus in Kolumbien
Die Energiewende hat einen Ansturm auf kritische Mineralien ausgelöst. Das führt bei der EU zu 
Kopfzerbrechen und bei Bergbaukonzernen zu einem Goldrausch. Das Beispiel Kolumbien verdeutlicht 
das Problem verfestigter Rohstoffabhängigkeiten. Während Rohstoffe und Gewinne vor allem in den 
globalen Norden fließen, leiden vor Ort Mensch und Umwelt. Doch ein Besuch vor Ort zeigt: Es regt 
sich auch zunehmend Widerstand gegen den „grünen“ Extraktivismus. 

In Kolumbien ist offener Aktivismus für Um-

weltschutz, Menschen- und Arbeitsrechte 

so gefährlich wie in kaum einem anderen 

Land.1 Jahr für Jahr zählt Kolumbien welt-

weit zu den Staaten mit den höchsten Mor-

draten an Aktivst:innen. Besonders bedroht 

sind Indigene, Umweltaktivist:innen und 

Gewerkschafter:innen. Dennoch kämpfen  

unzählige Bewegungen weiter für den 

Schutz ihrer Rechte und gegen Ausbeutung 

von Menschen und Natur. So auch in Je-

ricó, einer kleinen Gemeinde gelegen in den 

Ausläufen der Anden im Südwesten von 

Antioquia, dem grünen Herzen Kolumbiens 

(siehe Karte). Die Menschen dort leisten 

seit mehr als zehn Jahren erbitterten Wider-

stand gegen AngloGold Ashanti (AGA), den 

viertgrößten Goldproduzenten der Welt. Der 

multinationale Konzern aus Südafrika ist be-

rüchtigt: in Kongo baute er in Konfliktzonen 

Gold ab und finanzierte bewaffnete Rebel-

len2. In Südafrika mussten die in den Minen 

schwer erkrankten Arbeiter:innen mit den 

Worten „zahlt uns, bevor wir sterben“ um 

die Auszahlung der schon lange verordne-

ten Entschädigungszahlungen flehen3. Auch 

in Jericó formierte sich schnell Widerstand 

gegen die Pläne des Konzerns.  

Der Kampf gegen eine Kupfermine 
im grünen Herzen Kolumbiens

Konkret geht es um das mehrere hundert 

Meter unter der Oberfläche liegende Kupfer, 

eines der mineralischen Fundamente für die 

Energiewende, dass AGA in der geplanten 

Mine „Quebradona“ abbauen will. Gold und 

Silber finden sich ebenso im Gestein, die 

vom Konzern vermuteten 4,9 Tonnen sollen 

über 21 Jahre an die Oberfläche gebracht 

werden. Für den Abbau braucht AGA eine 

Umweltlizenz, doch die dafür notwendigen 

explorativen Bohrungen werden durch die 

Campesinos verhindert. Seit über zehn Jah-

ren blockieren sie friedlich und entschlossen 

die einzige Zufahrtstraße zu dem abgelege-

nen Teil der Gemeinde. Dabei geht es den ih-
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nen um nichts weniger als ihre Existenz, wie 

ein Bauer klarstellt: „Sie wollen hier eine Mine 

bauen, die Natur zerstören und das Wasser 

nehmen, und in 20 Jahren sind sie wieder 

weg. Aber wie sollen wir überleben, ohne 

Wasser?“. Im Laufe der Zeit versuchte AGA 

vieles, von Einschüchterungen mithilfe von 

Militär und Polizei über Bestechungen des 

Bürgermeisters bis hin zu juristischen Dro-

hungen. Mit Geschenken an den lokalen Mu-

sikverein und an die Schulen wollte man sich 

Zustimmung erkaufen, was zu Konflikten in 

der lokalen Bevölkerung führte.4 Die Polari-

sierung, angeheizt durch die zündelnde Rhe-

torik des Konzerns, mündete 2021 schließ-

lich in einer Messerattacke gegen Fernando 

Jaramillo, den Kopf des Widerstands, die er 

nur durch Glück überlebte. Trotz der Gefah-

ren und Schwierigkeiten entstand aus dem 

lokalen Kampf der Campesinos über die 

Jahre eine große regionale Bewegung. Die 

Menschen darin blicken auf eine lange und 

gewaltvolle Geschichte des Bergbaus in Ko-

lumbien zurück (siehe Infobox links). Nun 

wehren sie sich umso entschlossener gegen 

die drohende Ausbeutung von Menschen 

und Natur durch multinationale Konzerne. 

„Grüner“ Extraktivismus oder ein 
sozio-ökologisches Desaster?

Die sozio-ökologischen Auswirkungen ei-

ner Mine wie „Quebradona“ sind enorm, 

was selbst aus den verschönerten Plänen 

des Konzerns klar hervorgeht. Wohl auch 

deshalb spricht AGA immer wieder von 

der Unverzichtbarkeit des Kupfers für die 

Energiewende. Man bedient also das Nar-

rativ des „grünen Extraktivismus“: mit dem 

Verweis auf die angebliche Notwendigkeit 

für den Klimaschutz soll die Expansion und 

Intensivierung des Bergbaus und anderer 

extraktiver Sektoren gerechtfertigt werden.5 

Die ist aus drei zentralen Gründen zu kriti-

sieren: Erstens werden damit Abhängigkei-

ten und ungleichen Handelsbeziehungen 

verfestigt, denn den hohen Rohstoffbedarf 

des globalen Nordens soll neuerlich der 

globale Süden mit geringer Perspektive für 

eigene Wertschöpfung decken. Zweitens 

ist Klimaschutz mehr als die Reduktion von 

CO2-Emissionen und es muss ernsthaft 

diskutiert werden, inwiefern die Zerstörung 

ganzer Ökosysteme im globalen Süden zur 

Produktion billiger Rohstoffe für den globa-

len Norden gerechtfertigt ist. Drittens spielt 
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„Grüner 
Extraktivismus“  
beschreibt ein 

Narrativ, das  
die Ausbreitung 

extraktiver  
Produktions-

formen mit 
Verweis auf 

die angebliche 
Notwendigkeit 
für den Klima-

schutz legiti-
miert.

Die blutige Geschichte des  

Bergbaus in Kolumbien

Der Bergbau hat in Kolumbien eine lange, gewaltvolle Ge-

schichte, die bis zur brutalen Kolonisierung durch die Spani-

er im 16. Jahrhundert zurückreicht. Der Kampf um Gold und 

andere Rohstoffe ist auch ein zentraler Bestandteil in Ko-

lumbiens innerem Konflikt, der nun bereits 50 Jahren andau-

ert und tiefe Narben im Land hinterlassen hat.10 Die ohnehin 

prekäre Situation verschlechterte sich durch den Rohstoff-

boom in den 2000ern und den parallel ablaufenden neoli-

beralen Reformen des Bergbausektors zusätzlich. Getrieben 

vom steigenden Goldpreis wurden unter der Präsidentschaft 

des rechten Präsidenten Álvaro Uribe (2002–2010) Minenti-

tel geradezu verscherbelt: ungefähr 9.000 Titel im Ausmaß 

von etwa 7% des Kolumbianischen Landes – etwas mehr als 

die Gesamtfläche Österreichs – wurden in diesen acht Jah-

ren ausgestellt. Ein großer Teil davon entfiel auf die Bundes-

staaten Chocó und Antioquia. Die Ankunft von Konzernen 

wie AGA und hinterließ dort bald eine Spur aus „sozio-öko-

logischen Katastrophen“. 11 Wo die Unternehmen ankamen, 

tauchten kurze Zeit später rechte Paramilitärs auf, und Akti-

vist:innen begannen zu verschwinden.
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das Narrativ den großen Konzernen in die 

Hände, die damit noch mehr Druck auf Re-

gierungen und lokale Bevölkerung ausüben 

können. Denn solange der Zugang zu Roh-

stoffen und die Versorgungssicherheit im 

Mittelpunkt stehen, werden Fragen nach 

den sozio-ökologischen Auswirkungen 

schnell unter den Tisch gekehrt. 

Darauf spekulierte wohl auch AGA, denn 

in der Ende 2019 eingereichten Umwelt-

verträglichkeitsstudie hat der Konzern die 

Auswirkungen des Projekts dramatisch he-

runtergespielt und als nichtig dargestellt. 

Zahlreiche Studien, sowohl von der Bewe-

gung finanziert als auch von unabhängigen 

Stellen, kamen aber zu gänzlich anderen 

Ergebnissen. So sollen laut den Plänen des 

Konzerns mehr als 119 Millionen Tonnen 

teils toxische Abfälle nur 2 Kilometer vom 

Rio Cauca, einen der größten Flüsse Kolum-

biens, in einer 160 Hektar großen und 220m 

hohen Deponie gelagert werden. Dass es 

sich dabei um eine Region mit hoher seismi-

scher Aktivität handelt, und daher erhöhte 

Gefahr eines Austretens der Abfälle und da-

mit für eine desaströse Umweltkatastrophe 

besteht, wurde in der Studie des Konzerns 

verschwiegen.6 Geologische Studien prog-

nostizierten außerdem enorme Grundwas-

serrückgänge, was nicht nur die lokale Flora 

und Fauna, sondern auch die traditionelle 

Landwirtschaft stark bedrohen würde. Zwar 

werden mit der Mine bis zu 8000 Arbeits-

plätze in Aussicht gestellt, allerdings bleibt 

fraglich, ob diese der lokalen Bevölkerung 

überhaupt zugutekämen. Auch droht damit 

die Ankunft von tausenden Arbeitssuchen-

den und kriminellen Gruppen - die damit 

einhergehenden soziale Konflikte waren 

bei anderen (Gold-) Minen in Kolumbien 

verheerend. So liefert sich etwa nur 100km 

nördlich der Clan del Golfo einen „unterir-

dischen Krieg“ mit dem Militär in den Stol-

len der Goldminen von Buriticá. Außerdem 

würde der Bergbau traditionelle Berufe in 

der Region, wie das Lederhandwerk, den 

Kaffeeanbau oder den Tourismus verdrän-

gen und eine starke ökonomische Abhän-

gigkeit schaffen. So wurde ein geplantes 

Ökotourismus-Projekt des angesehen Un-

ternehmens COMFAMA mit hunderten Ar-

beitsplätzen aufgrund der geplanten Mine 

bereits abgesagt.7

Die Plage der Rohstoffabhängigkeit 
im Norden Kolumbiens

Die Befürchtungen in Jericó sind andernorts 

bereits Realität: der Kohleabbau im Nor-

den Kolumbiens zeigt, wie die Ausbeutung 

durch Bergbaukonzerne eine Region völlig 

zu Grunde richten kann. Die Bevölkerung 

rund um die gewaltigen Kohletagebau-

werke, darunter viele Angehörige indigener 

Völker, leidet unter konstanten Wasser-

knappheiten, Verschmutzungen durch to-

xischen Müll, extremer Feinstaubbelastung 

und den resultierenden gesundheitlichen 

Schäden. Gegen erhebliche Widerstände 

der Bevölkerung wurden die Minen immer 

wieder erweitert und dafür Flüsse umge-

leitet, Wälder gerodet und mithilfe rechter 

Paramilitärs Menschen vertrieben. Seit Jah-

ren machen internationale Organisationen 

wie die UN auf die desaströse Lage vor Ort 

aufmerksam, doch die multinationalen Kon-

zerne, allen voran Glencore (Schweiz) und 

BHP (Kanada), scheinen weiter völlige Nar-

renfreiheit zu genießen. Da satte 47% des 

BIP des Bundesstaats direkt auf den Koh-

lesektor zurückgehen, ist man wirtschaft-

lich derart stark abhängig, dass gegen die 

anhaltenden Menschenrechtsverletzungen 

und Umweltzerstörung kaum vorgegangen 

wird.8 Auch die Arbeiter:innen leiden unter 

der Übermacht der Konzerne, was Gewerk-

schaften wie Sintracarbón, die stärkste un-

ter den zersplitterten Gewerkschaften im 
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Kohlesektor, allen Gefahren zum Trotz seit 

Jahren öffentlich anprangern. Sie beklagen 

unter anderem Verstöße gegen Gesundheits- 

und Sicherheitsrichtlinien, unmenschliche 

Arbeitsbedingungen und Lohnrückhaltung 

sowie die systematische Unterdrückung 

von Gewerkschaften.9 Im persönlichen Ge-

spräch erzählt ein Gewerkschafter sogar 

von Todesdrohungen. Dennoch arbeiten 

dort weiterhin Menschen, „denn es ist die 

einzige Arbeit, die es hier gibt“, so derselbe 

Arbeiter. Die Schließung der Mine der Firma 

Prodeco im Jahr 2021 zeigt, was noch auf 

die Region zukommt. Das Subunterneh-

men von Glencore gab die Minentitel an die 

Regierung zurück, ein beispielloser Schritt, 

und stellte auf einen Schlag die Produktion 

ein. Über 7000 Arbeiter:innen wurden ge-

feuert, die wirtschaftlichen Auswirkungen 

auf die Region sind katastrophal. Einer der 

Gewerkschafter erklärt: „Jahrelang hat man 

weggeschaut, jetzt ist es zu spät. Nachdem 

sie [die Konzerne] ihre Profite gemacht ha-

ben, verschwinden sie und lassen uns und 

die Bevölkerung mit dem Schaden zurück“. 

Rechtlich bleibt bislang unklar, ob man Pro-

deco zur Verantwortung ziehen kann. Was 

bleibt, sind Arbeitslosigkeit, eine kranke Be-

völkerung und eine zerstörte Natur.

Alternativen werden im Dialog entwickelt

Auch in Jericó zieht man Schlüsse aus der 

drastischen Situation im Norden des Lan-

des. Neben den sozio-ökologischen Aus-

wirkungen der Rohstoffausbeutung sind Ab-

hängigkeit und fehlende Wertschöpfung da-

her zentrale Kritikpunkte der Widerstands-

bewegung. Im Kampf gegen die Mine ist es 

Umkämpfte Energiewende: Widerstand gegen „grünen“ Extraktivismus in Kolumbien

Nach dem 
Erfolg der 

Bewegung wird 
nun gemeinsam 

mit der linken 
Regierung an 

einem nach-
haltigen Wirt-

schaftsmodell 
für die Region 

gearbeitet.
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der Bewegung deshalb auch wichtig, nicht 

nur die ökologische Vielfalt und das kultu-

relle Erbe der Region zu betonen, sondern 

auch eine Debatte um wünschenswerte Al-

ternativen zu eröffnen. Dadurch konnte man 

viele Akteur:innen der lokalen Wirtschaft 

für sich gewinnen. Mit deren Unterstützung 

initiierte die Widerstandsbewegung 2020 

eine nationale Kampagne und intervenierte 

mit Stellungnahmen und wissenschaftli-

chen Studien in das Lizenzierungsverfahren. 

Dies trug, gemeinsam mit den anhaltenden 

Blockaden der Campesinos, entscheidend 

zur Stilllegung des Verfahrens 2021 durch 

die nationalen Behörden im Jahr 2021 bei. 

Trotz des temporären Erfolges gibt sich die 

Bewegung nicht der Illusion hin, dass al-

les so bleiben könne, wie es ist. Denn die 

Menschen verstehen die Komplexität des 

Problems, so Fernando Jaramillo: „Solange 

das Kupfer da ist, werden die Konzerne ver-

suchen, es herauszuholen. Erst wenn die 

großen Volkswirtschaften verstehen, dass 

sie ihr Wirtschaftsmodell umstellen müs-

sen, wird es eine echte Lösung geben“. In 

der Zwischenzeit bemüht sich die Wider-

standsbewegung um die Entwicklung von 

Alternativen vor Ort. Rückenwind erhält sie 

dabei vom aktuellen Präsidenten Petro, der 

wiederholt seine Unterstützung zugesichert 

hat. Aktuell wird auf seinen Vorschlag hin 

die Umsetzung eines ‚Distrito Agrario‘ (zu 

Deutsch etwa ‚landwirtschaftliche Zone‘) 

diskutiert, in dessen Mittelpunkt Nachhaltig-

keit und regeneratives Wirtschaften stehen 

soll. Um dahin zu gelangen, sucht die Re-

gierung auch den Dialog mit der Zivilgesell-

schaft. Erste Treffen mit Vertretern der Wi-

derstandsbewegung, sozialen Organisatio-

nen, Gewerkschaften und wirtschaftlichen 

Akteuren fanden bereits statt. Auch die Ver-

einbarkeit des regenerativen Wirtschaftens 

mit dem Bergbau soll Thema sein. Hierzu 

gibt es auch Vorschläge aus den Reihen der 

Widerstandsbewegung, wie beispielsweise 

die Förderung von handwerklichem Berg-

bau zur regionalen Weiterverarbeitung. Vor 

allem kleiner müssten die Projekte sein, um 

die sozio-ökologischen Auswirkungen zu 

begrenzen und starke Abhängigkeiten zu 

verhindern. 

Fazit und Handlungsmöglichkeiten

Der Blick nach Kolumbien zeigt eindrücklich, 

mit welchen Gefahren der aktuelle Ansturm 

auf die kritischen Rohstoffe für die Ener-

giewende verbunden ist. Neben dem Koh-

lebergbau im Norden verdeutlichen noch 

viele weitere Beispiele die Ausbeutung von 

Natur, Arbeiter:innen und der lokalen Bevöl-

kerungen durch multinationale Konzerne, 

gestützt von den rohstoffexportabhängigen 

Regierungen. Mit dem vorgeschobenen Kli-

maschutz haben Bergbaukonzerne nun eine 

zusätzliche Legitimationshilfe (Stichwort: 

grüner Extraktivismus) und dazu noch po-

litische Rückendeckung aus dem globalen 

Norden (Stichwort: Versorgungssicherheit). 

Vor dem Hintergrund dieses enormen po-

litischen und ökonomischen Drucks ist es 

umso wichtiger, die sozio-ökologischen 

Auswirkungen des grünen Extraktivismus 

zu thematisieren. Das Beispiel Jericó zeigt, 

wie wichtig zivilgesellschaftliche Kontrolle 

für die Benennung der Probleme ist, und 

dass der Weg zu greifbaren und gerechten 

Alternativen nur über den Dialog mit der Zi-

vilgesellschaft führen kann. Das sollte sich 

auch die EU bewusst machen, und wichtige 

Fragen zu Beschaffung und Versorgungssi-

cherheit mit der Frage nach dem Wie und 

den sozio-ökologischen Auswirkungen 

verbinden. So könnte die EU vor dem Ab-

schluss von Rohstoffabkommen und -part-

nerschaften den Kontakt zu den betroffenen 

Arbeiter:innen und der lokalen Bevölke-

rung suchen. Im gemeinsamen Austausch 

könnten dann verbindliche Regeln für mehr 
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sozio-ökologischen Schutz und bessere 

Arbeitsbedingungen sowie partizipative Me-

chanismen zu deren Umsetzung und Kon-

trolle entwickelt werden. Anstatt sich als 

Moralapostel aufzuspielen, würde die EU 

lokale zivilgesellschaftliche Beteiligung an 

politischen Prozessen stärken. Vorstellbar 

wäre zudem, eigene Regulativen ähnlich 

dem Lieferkettengesetz zu schaffen, jedoch 

unter Berücksichtigung der besonderen He-

rausforderungen extraktiver Sektoren und 

deren Position am Beginn der Lieferkette. 

Wichtig wäre außerdem eine Abkehr von ei-

nem Handelssystem, das den globalen Sü-

den auf einen Lieferanten billiger Rohstoffe 

reduziert und vor Ort Entwicklungsmöglich-

keiten nimmt. Denn dadurch werden dort 

Ungleichheiten und autoritäre Tendenzen 

gefördert, während sich die Importabhän-

gigkeit der EU zusätzlich verschärft. Der 

Strukturwandel im Zuge der Energiewende 

bietet viele Chancen für solch einen Kurs-

wechsel: der immense Rohstoffbedarf der 

EU könnte durch ambitionierte Kreislauf-

wirtschaft und dem Ausbau öffentlichen 

Transports statt Individualverkehr drastisch 

gesenkt werden. Währenddessen könnten 

höhere Rohstoffpreise und die Förderung 

lokaler Weiterverarbeitung dafür sorgen, 

dass den Arbeiter:innen und der Bevölke-

rung vor Ort stärker von der Wertschöpfung 

profitieren. 

Jakob Rammer, Masterstudent der Internationalen 
Entwicklung an der Uni Wien und forscht zu 

Extraktivismus und Wasserstoff in der Energiewende.
jakob.rammer@gmx.at
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Buchbesprechung 
Inseln der Wenigen
Der kanadische Historiker Quinn Slobodian beschreibt in seinem neuen Buch „Kapitalismus ohne  
Demokratie“, wie Marktradikale und libertäre Milliardäre die Welt in Zonen aufteilen, um dort eine 
Gesellschaft ohne Demokratie zu erproben – und was das mit dem globalen Erstarken Rechtsextremer 
zu tun hat.

Bei Quinn Slobodian gleicht unsere Welt ei-

nem Emmentaler. Der Historiker beschreibt 

in seinem neuen Buch kenntnisreich und gut 

lesbar die Löcher im Käse: Das sind mehr 

als 4500 geografische, politische und recht-

liche Zonen auf der ganzen Welt, in denen 

Demokratie keine Rolle mehr spielt, weil 

dort ein von der Idee der Gemeinschaft be-

freiter Hyperkapitalismus floriert. 

Das Sagen in diesen Zonen haben libertäre 

Milliardäre vom Schlage eines Peter Thiel, 

Anarchokapitalisten, als Politiker getarnte 

Staatsfeinde. Ihr gemeinsames Ziel: Den 

Staat zu überwinden, den Markt von allen 

Beschränkungen zu befreien und die Idee 

der Allgemeinheit dauerhaft zu vergiften. Im-

mer mehr Löcher stanzen die Marktradika-

len ins globale soziale Gewebe und machen 

sich damit die Welt, wie sie ihnen gefällt. 

Zone als Modell des neuen Staates

Slobodian beschreibt die demokratielosen 

Zonen in all ihrer Vielfalt – es sind Stadtstaa-

ten wie Singapur, abgeriegelte Enklaven 

der Superreichen, Sonderwirtschafts- und 

Freihandelszonen als sub-nationale Territo-

rien auf der ganzen Welt, es sind „Freeports“ 

und „Enterprise Zones“, in denen Steuer-, 

Arbeits- und Umweltgesetze zugunsten von 

Investoren und nicht zum Wohle der Vielen 

gezimmert sind. 

Das gelobte Land der Marktradikalen sei 

nicht zufällig Hongkong: Historische Blau-

pause für einen Kapitalismus ohne Demo-

kratie, mit verstümmelten Bürgerrechten un-

ter britischer Verwaltung höchst erfolgreich 

und bis heute Magnet für internationales 

Kapital – eine Zone, die die klassischen Na-

tionalstaaten mit ihren behäbigen Sozialsys-

temen und ihrem demokratischen Firlefanz 

feixend diszipliniert. Hongkong ist das Zu-

kunftslabor für jenen Gesellschaftsentwurf, 

den die Marktradikalen im Großen auszurol-

len trachten: eine stets in Bewegung befind-

liche Festung für das Kapital, sicher vor dem 

Zugriff des Volkes. Die Zone entwickle so im 

Kleinen das Modell eines neuen Staates.

Freier Markt und Stacheldraht 

Dass jeder Staat unweigerlich in der Tyran-

nei der Massen ende, ist laut Slobodian der 

ideologische Kerngedanke der Libertären 

und Anarchokapitalisten: Individuelle Frei-

heit gilt daher als ihr höchstes Gut, nicht 

Gemeinschaft oder Sozialstaat, nicht Bür-

ger:innenrechte oder formale Demokratie. 

Kundig und reich an Belegen beschreibt er 

die Netzwerke der Marktradikalen und zeigt, 

woher das Geld für ihre Thinktanks kommt, 

wer wen berät und wie sich ihre Ideen fort- 

und festsetzen.  

Ethischer Nationalismus und hyperkapita-

listischer Neoliberalismus sind da kein Wi-

derspruch, schreibt Slobodian, sondern ein 

„perfect match“. Den Aufstieg der extremen 

Rechten in den letzten Jahrzehnten deutet 

er daher anders als viele rezente Ansätze es 

Von
Lisa Mayr-Sinnreich

Ethischer  
Nationalismus 

und hyper
kapitalistischer 

Neoliberalismus 
sind demnach 

kein Widerspruch, 
sondern greifen 
nahezu perfekt 

ineinander. 
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tun: Zeitgenössische Rechtsradikale wollen 

nicht etwa zurück zu einem plumpen Nati-

onalismus Marke 1930. Vielmehr sehen sie 

in den nach außen streng abgeschotteten 

postdemokratischen Miniaturen des Hyper

kapitalismus ihren ideologischen Traum 

verwirklicht. Die neuen Rechten wissen: Mit 

weniger Staat und freiem Markt allein kriegt 

man weder Grenzen dicht noch die Uner-

wünschten raus. 

Vollzogen sei die ideologische Paarung von 

Anarchokapitalismus und rassistischem Se-

zessionismus etwa in den Weltbildern des 

argentinischen Neo-Präsidenten Javier Mi-

lei, bei Donald Trump und den Protagonis-

ten der Tea Party, zuletzt bei Jair Bolsonaro 

in Brasilien, bei Techmilliardären wie Peter 

Thiel oder Elon Musk und modernen Staats-

verweigerern.

Slobodian gelingt es blendend, diese 

alarmierende gesellschaftliche Entwicklung 

als Ergebnis konkreter politischer Schritte 

einiger Weniger mit viel Kapital zu beschrie-

ben. Er hat keine Scheu vor verständlicher 

Sprache und starken Bildern und ermög-

licht damit ein breites Verständnis für den 

Zustand unserer Welt. Für seine Klarheit 

und Prägnanz ist Slobodian zu danken, sein 

Buch eine dringende Empfehlung – auch 

wenn der versöhnliche Ausblick am Ende 

ausbleibt.

Lisa Mayr-Sinnreich, AK Wien
lisa.mayr-sinnreich@akwien.at
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Buchtipp

Quinn Slobodian

Kapitalismus ohne Demokratie.  
Wie Marktradikale die Welt  

in Mikronationen, Privatstädte und  

Steueroasen zerlegen wollen.

Suhrkamp, 2023.

Zum Autor:
Quinn Slobodian, geboren 1978 im 

kanadischen Edmonton, ist Associate 

Professor am Department of History  

des Wellesley College. Seine Spezialge-

biete sind deutsche Geschichte, soziale  

Bewegungen und das Verhältnis zwi-

schenden Industrieländern und dem 

Globalen Süden.

Buchbesprechung: Inseln der Wenigen



Möchtest du dich mit zentralen Fragen 

der europäischen und internationalen 

Gewerkschaftsbewegung wissenschaftlich 

auseinandersetzen?  

Dann reiche deine Ideen bei uns ein!

Die Arbeiterkammer Wien und der Österreichische  

Gewerkschaftsbund (ÖGB) bieten dir mit dem  

Global Union Research Internship (GURI) ein innovatives 

Forschungspraktikum. Du wirst dabei für vier Monate bei 

der AK Wien als Forschungspraktikant angestellt und von 

den Expert:innen von AK und ÖGB fachlich gecoacht. Im 

Rahmen des Praktikums kannst du auch Auslandserfahrung 

sammeln, indem du eine Zeit bei einer Einrichtung  

innerhalb Europas oder darüber hinaus verbringst  

(rund zwei Wochen nach individueller Absprache).

Gemeinsam für eine  

gerechtere Welt kämpfen!

Egal ob Corona, Klimakrise oder die zahlreichen Konflikte:  

Die großen Herausforderungen unserer Zeit sind nur zu 

schaffen, wenn sie auch als soziale Frage verstanden 

werden. Treibende Kraft dafür ist die internationale Gewerk-

schaftsbewegung. In vielen Ländern der Welt kämpft sie für 

wichtige Anliegen. Dazu zählen die ständige Verbesserung 

der Lebens- und Arbeitsbedingungen, der gerechte Über-

gang in eine klimaneutrale Wirtschaftsweise, aber auch die 

Durchsetzung von elementaren Freiheitsrechten und eine ak-

tive Friedensarbeit. In diesen Auseinandersetzungen können 

sie auch deine wissenschaftliche Unterstützung benötigen.

Großer Themenkorb an  

Forschungsfragen

Reiche deine wissenschaftliche Fragestellung bei uns ein. 

Folgende Themenbereiche sind von besonderem Interesse:

 

▶ Bekämpfung von Ausbeutungsverhältnissen bzw.  

Durchsetzung von Arbeitnehmer:innenrechten in  

europäischen und internationalen Zusammenhängen 

▶ Ansatzpunkte für einen sozial-ökologischen  

Umbau des globalen Wirtschaftssystems

▶ Gesellschaftliche Bewusstseinsbildung und  

institutionelle Stärkung der Gewerkschafts- bzw.  

Arbeitnehmer:innenbewegung

▶ Analysen positiver Entwicklungen und Beispiele  

und mögliche Umsetzungsstrategien

Die eingereichten Forschungsfragen können Gegenstand 

von Arbeiten aus unterschiedlichen Fachbereichen 

sein. Zu nennen sind z. B. Politikwissenschaften, 

Ökonomie, Jus, Geschichte, Publizistik, Philosophie oder 

Kommunikationswissenschaften.

G
lo

b
a

l U
n

io
n

 R
esea

r
c

h
 In

ter
n

sh
ip

AnforderungeN

▶ Wissenschaftliche  

Arbeit (Dissertation,  

Master, Bachelor)

▶ Verbundenheit mit  

den Zielen der  

Gewerkschaftsbewegung

▶ Interesse an  

entsprechender  

Vernetzung und  

Weiterentwicklung

▶ Aussagekräftige  

Bewerbung  

(rund 2 A4-Seiten)   

Einreichfrist

für den Zeitraum  

von März bis Juni 2024      

▶ 22. 12. 2023

Rückfragen

Mag. Valentin Wedl

AK Wien,  

EU & Internationales  

valentin.wedl@akwien.at

Dr. Marcus Strohmeier

ÖGB, Int. Sekretariat 

marcus.strohmeier@oegb.at
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